
Florian J essberger 
Von der Pflicht des Staates, 
Menschenrechtsverletzungen zu 
un tersuchen ~:-

Läßt sich aus den MenschenrecfllSkonventionen ein subjektives Recht des 
Opfers von Menschenrechtsverletzungen auf Durchführung einer Untersu­
chung herleiten? Von dieser Frage al~sgehend untersucht}essberger Einwände. 
die einem solchen Recht entgegenstehen sollen. Er widerlegt das Argument. ein 
subjektives Recht bestehe dann nicht. wenn ein entsprechender Menscben­
rechtsvertrag erst in Kraft getreten ist. nachdem das Menschenrecht verletzt 
wurde. Auch die Gefahr. wegen einer Untersuchung könne der demokratische 
Rechtsstaat bedroht werden. sieht der Autor nur in extremen Fällen. Er bringt 
vielmehr überzeugende Argumente dafür an. daß der Staat eine Untersu­
chung wegen möglicher Menschenrechtsverletzung einleiten muß. wenn dafür 
Verdachtsmomente bestehen. 

Die Red . 

• Wahrheir isr das einzige. was Argentinien frieden und 
f reiheit bringen kann .• - Emilio F. Mignonc.' 

Im März '995. zwölf Jahre nach dem Ende der Diktatur in Argentinien. schilderte 

mit dem ehemalige'n Marineoffizier Adolfo Scilingo zum erSten Mal ein Angehöriger 

der Streitkräfte öffentlich die systematischen Verletzungen der Menschenrechte 

durch die Militärmachthaber! Die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens hatten 

weder Scilingo noch die übrigen Offiziere, die sich seitdem ebenfalls zu den Verbre­

chen des argentinischen Militärs äußerten, zu befürchten. Mit dem von der ersten 

postdiktatorischen Regierung unter Präsident Alfonsin initiierten »Schlußpunktge­

setz") und dem "Befehlsnotstandsgesetz«; war schon Ende der 80er Jahre jede 

Bestrafung der für die während der Diktatur begangenen Verbrechen Verantwort­

lichen ausgeschlossen worden.! Dennoch blieben die Enthüllungen Scilingos nicht 

Anstoß für die Bcsch.fllgung mit die em Thema g.,ben die Erfahrungen. die der Autor wahrend eine~ 
Aufenth.lts beim . Centro dc estudios legales y sociaJes o in ßueno. AIr.s, ArgentlIlIen, im Herbst t995 
gesammelt hat. JUlln Gllrl! sowie Dr. MI/mn Abreg'; sei [ur die Ermoglichung des Aufenthalt daher an 
dieser Stelle besonders gedanke. 

1 Argcntinischcr Rcchts;1n~\'ah und M{'nschenredltsakti,,'ist, dessen Tochter seil Ihrer Vcrschh.'ppung durch 
zivil auftn.'lcnde Angehongc der argenllnischen Streitkraft" am 14. Mai 1976 "v('rschwund('fl olC 1~t. 

1 Vgl. :wm Ausmaß dt.'r Menschcnrcchls\'crlclzu ngrn in Argenrimen wahrend dcr letzten Milirardikt:uur 
von 1976-198) IInme,,>, mlem"nonal, Argenti,,, - The R'1;ht tO ,he Full TnJlh. 1995 . 
Lc-y de P~mto Final (NI'. 23.492) vom 23 . 12.1986; das Gesc( ~ bestimmle eine Frist von .sechZig TJbcn, 
inncrl13lb dt:r Anklage segen die an Delikten im Zusammenhang mit dem guerru meta (. schmm z.lgcm 
Krieg. ) Beteiligten erhoben werden mußte; nach Ablauf der Fri" sollte eine strafrechtlich. Verfolgung 
;\Usgeschlossen sein. 

4 Le)' de übedim,," Deb"Ja (Nr" J .5") vom 4.6.1987; dls Gesetz konstrlllerce die unwlderleghche Ver­
mutung, &lß aJle Militar.lngchongcn. du: selbst nicht befugt waren, militJrlschc Operationen anzuordnen, 
,ufgrund eines (fur SIe nicht crkcnnhar) rechtswldngen Befehls gehandelt haben . 
Ander~ als etv.'a In Chile t\'ar 1,war die von den Mlhtarmachrh3bcrn crlJ.s Cilt." Sclbs(amncstic vom cnaen 
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ohne Folgen: Angehörige von Personen, die seit ihrer Verschleppung während der 
Militärdiktatur »verschwunden . sind, beantragten beim Appellationsgerichtshof un­
ter Berufung auf di e enthüllten Einzelheiten die Herausgabe von Listen mit den 
Namen der Vermißten und die Unterrichtung der Angchörigen sowie der argentini­
schen Öffentlichkeit über Schicksal und Verbleib dieser Personen6 Obwohl das 

Gericht anordnete, die zuständigen staatlichen Stellen hätten die verlangten Informa­
tionen offenzulegen, blieben die Anträge ohne Erfolg. Der argentinische Staatsprä­
sident als Oberbefehlshaber der Streitkräfte sowie die Befehlshaber der einzelnen 
Truppenteile erklärten lapidar, ihnen sei die Existenz von Listen mit den Namen von 

"Verschwundenen « unbekannt, und bestritten jede Kenntnis über die fraglichen Vor­
gänge.' 

I. - No justice, no truth" - strukturelle Mängel der Tran sformation von de r 
Diktatur zur Demokratie 

Die nun sc hon seit Jahren vergeblichen Bemühungen der Opfer der argentinischen 
Militärdiktatur und ihrer Angehöriger, Licht in das Dunkel der schweren Menschen­
rechtsverl etzun ge n zu bringen, stehen beispielhaft für eine Entwicklung, di e auf der 
ganzen Welt im Zusammenhang mit dem Übergang von Diktaturen gleich welcher 
couleur in zumindest formal demokratische und der Achtung der Menschenrechte 
verpflichteten Rechtsstaaten zu beobachten ist. So begrüßenswert das Ende jeder 

Militärdiktatur ist, so kläglich fällt meist die Bilanz der postdiktarorischen Regierun­
gen aus, soweit sie die offi zielle Erforschung und Aufarbeirung der Vergangenheit 
betrifft. Die AmnestierungS des überwiegenden Teils der Täter ist zum gebräuchli ­
chen Instrument der H ers tellung vo n "nationaler Einheit« und Versöhnung gewor­
den. Strafverfahren gegen die Täter VOn damals sind selten? Doch nicht nur die 

demoktatiscl l gcwlhlten Palament verworfen worden; lllJerdmgs ISt ::luch schon \'or der ,. verborgc:nen 
AmncJ;t ic ... der Großteil de r Ermittlungsverfahren entgegen dem in ArgC'nt.inu:n absolut gehenden LcgaJi­
l::ltspnnzip (Art. JI , 274 argStPO) c"lnJ;csu.'Jh worden ; ('ingehl.:nd zu den Amnesllegesetzen In A rgenunicn 
Mai_eI", DIe strafrechdiche Auf:ubci tung von s(33dich geslcuer tem Unrecht in Argc minten, ZStW 1995, 
S. I-IJ H.; N mo. 'fhe Duty (0 PUIlH,h Pasl Abus('s of Human Rights Put JntO Context: Th~ Case o f Arge-n­
rina, Yale L. ]. loe (1991 ), S. 261 9. 2622 H. 

G Vgl. 7.U den Verfahren F.SMA und Suarez MaJon vor der Camara Frdera/ df:s ApcJaooneJ die Darstellung 
bei amneJt)' mt~rnallOnlil (rn. 2). 

7 Damit entspflcht die Reaktion der Exekutlve genau dCrjenigen, die dlc Gt.' rich te w.ihrcnd der D iktJtur aur 
die un7.ahhgen, 3bcr ebenso crfolglosc-n ha.bcm corpw Antr:ll-:"c erhaltcn hatten. Auch d.lmals h:ltte- Il sich 
di!! Gerichtl' 11m diesen AnlwO rlc l1 7..ufricdcngcg{·bcn und k ('U)(' eigenen Schri ltc t ur Aufldarung unter­
nommen; \'gl. fnlemmer:}.o'lnue/u.' KomlmmOfl f ur MClISchenrcchtc, Report on the Si tuation in Argenuna, 
OEAlSer.LIVII1.49 Ooc. '9 corr. " S. 22 4 r. ('980). 
Un ter »AmllCShe oc werden hier Regelungen verstanden, (he die Suafvcrro lgung d"r ... n den Menschen~ 
recht:werlcl.7.ungen Beteihgten ausschließen, auch wenn ~IC nicht ausdrucklieh als Amnt'.st1c bi:zi:ichnet 
werdc.·n, sondern elW.:I In G~ u.h von Vcqahrung.s: regeln 3ufl.lOchen; \'SI. etwa die LI!"] dr PII1110 F",a l In 
Ar~en(lnien (s. o . Fn. 3); all gemein zu Anmr.slicnjomer, Study \"on Amr.c~ay Laws and Their Role ~n ehe: 
S.tfl·gu:ud :lnd PronloII On of Human Rights, U NADoc. f:.lCN.4 /S ub.2. (198S). Nicht hierher gehon der 
[cd w(,I~~cbcnfall s als .. Amnestie ... bl:'l.ci c: hnl't(· n aatl iche (Gnaden-) Akt, der die Verbilßung der ve rhangten 
Strare au -schließt. In dIesen Fallen wurde d;as Lcgalir:nsprinzlp - so eS denn in dem betn::Hcnden Staat gilt­
weilcr zur Aufklarung vcrpn iebtcn. 
Ein rechtsvereleichender Ubcrbhck zu Fr:1gen der Amnesljerung su:nlich gestcuenc:n Unrech!5 Findct sich 
be i Scbrelbe1·, Die strafrcdnhchc Aufa rbcllung von S"(ladldl gesteuertem. Unrecht, ZStW 1995, S. 157. 

9 Ausemanderzu hahcn is[ die im Rahmen dieses Aufsalzes :wlt;cworfene Fr:tge, inWieweit die Sta.aten zur 
Um em,cJnmg \'on Menschenrech t.~ve rle t zu n gen verpfllch(el sind. von der benachbarten Problemarik, in~ 
wieweit eine Prlid H wr VerfoLgung und Sutrafung der fur dl'· Ml'nsche nrcch u;verlet~ung,cn Ver<lnlwort­
lichen bcstch(; CIl1(' solche Pflicht bejahen et\Va Roht-An·taZfl, Statc Responslbilat)" ((J Investigate anJ 
Prost."cutc Gr-;\\·c HUlHJn Righrs ViobtiOlls in YnrernatiOI! 31 Law, Cu. L. Rev. 78 (1990). S.449. 462 H.; 
Orcmhehcr, Scltllllg ACCo ullts : The Duty tO Pro~ccutc Humtl n Rights Violations of a Pnor Regime, Yale 
L.J. 100 (199J }. S·2.537, 2568 (im fo lgenden: Orentltcher, Settling Accounts); Oremilchcr, Adres5ing 
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292 »Gerechtigkeit« in Form der Feststellung und Ahndung' ind iv idueller Schuld bleibt 
regelmäßig auf der Strecke. Meist wird auch das Streben nach .. Wahrheit« in Gestalt 
der konsequenten Untersuchung und A ufk lärung der Verbrechen dem Bedürfnis der 

fragilen Jung-Demokratien nach Stabilität und der Furcht VOr der Rückkehr alter 
Geister geopfert. '0 Zwar nahmen in einigen Staa ten im Anschluß an die Übernahme 

der Macht durch demok ratische Regierungen sogenannte» Wahrheitskommissio­
nen « ihre Arbeit auf. " Doch ihr Interesse galt mehr der Herausarbeitung struktu­
reller Ursachen der begangenen Verbrechen und der Darstellung und Veröffentli­
chung einiger exemplarischer Fälle." Sie erwiesen damit der Auseinandersetzung 

mit der Vergangenheit und der Etablierung einer demokratischen politischen Kultur 
einen nicht zu unterschätzenden Dienst. Nicht leisten kon nten die Kommissionen 
aber, was für gewöhnlich im Rahmen eines Strafverfahrens geleistet wird, nämlich 

das individuelle Interesse" der Opfer an Untersuchung und Aufklärung eines kon­
kreten Verbrechens :w befriedigen." Die Kenntnis der eigenen Vergangenhei t und 
dabei insbesondere auch die Kenntnis des individuell en Schicksals des einzelnen 

Grass Hurn:ln Rlghts Abuses: Punishmenl and Vlctim Compclls:Hlo n. in : H cnk m/Hargrove (Hrsg.), 
Human R,ghu, ln Agenda far (he Ncx[ C en lu ry. '994. 5. 42~ H. <Im folg~nd(!'n : Orent-llcher, Punishmcnt 
and Victim Comp"ns3uon); die Ima amenkamschl! MenschenrechrskommlHloll (Report 2. 8/92. und 
29/91., Annu:)1 Report 1992-1993, O EA/Sc r.L/VIl.S) Doc. 14. corr.l ( 199J}) sah In Jen Amnestlcg('set· 
Z('Jl Uruguays und Argcntmiens c:: ine Vc: rlC{l.ung der Art . I, 8 und 2.5 AMRK. 
FiJr die Selbstandlgkcit eIner Pflicht z.ur Untersuchung von Mcnschenrech(s \!erlc t ~ ungen von emer even­
tuellen Verpflichtung, gegen die Ver3ntwonlichen strafrechtliche Sanklionen zu ve rhangen • .5prichl . d:l ß 
im einz.igen volkerredul ichen V~nrag, der au~druck.lich eine Pflicht des St:tares :r.ur Untersuchung vo n 
bcsummten Menschenrechtsvcrlttzungcn konstat iert , diese expuz:il nebcn d er P OicJll. di e Tau: r zu be­
st ra fen. geregelt ist (Art . 7, 12 d er U N-FoherkonventlCm. sit he dazu uO(('n 11 .). Die Selbstandlgk(' Lt ('i ner 
Unlcrs uchungspflicht .sich 1 auch Pa5quflfllw, The Who le Truth :lOd N othmg BUl lhc l 'rurh : Truth Com­
misslons, lmpunilY and the lnu: r-American Human Rights System, BostOn U . Inl'l L.J . 11 ( 1994 ), S. 321, 
H I . Aueh de r Inuyamertkantschc Gerichtshof fUY Menschenrechte geht davon :lU S, do.ß eine Umersu­
chungsp fl icht selbst dann noch bestehen kann, wenn ('me Slr:lfvcrfoJgung nach tnnc rs ta:.di chem Re cht 
ausgeschlossen i.H (Velruq /{CZ Rodnglll'z gi'gen HOllrlurtls. E\IGRZ 1989, S. 157 fL , Ztff. I S 1.) 

10 So erkJ art etwa die uruguay.:mischc Regie-rung in einer Stellungnahme vor der Interame"tikJnlschen Men­
sehenrechts ko mmission, .. d ie Untersuchung d t r Ereignisse der V!"'rgan genheil kcinnten dLe Feindseligkei­
ten 7..wi schen Personen und Gruppen wiederbeleben .. und dami t die V(·rsöhnung. Befriedung und 
Slarkung der demokratischen Institutionen he mmen; "gI. Imera mcnkanJsc/'c Menschenrt.'chrskomrros­
Slon , Repon 29/9 2 OEA/Ser.LlYl I1.8 3 Doe. 14, corL 1 ZiH.z6 (199) . 

II In Argenunien legte die Comu,ön NallonaJ sobre La Dt·sparwcn clt PersonM (CONADEP) 1984 Ihren 
Abschlu ßbericht N,mca Mds vor; di e sog. R~l t.ig- Kommission 10 C hile bericlnete Anfang 1991 uber j OQo 
Fälle schwers ter Menschenrccht.svcrlct~ung('n . 

In diesen ZusJmmenhang ISt auch die am )4 . Mai 1992 durch Bifschl uß d es Bundestagc S" elngesetz.(e 
Enquete· Komnll );~ion ... Zur Auf:\rbeitung von Geschichte und Fo lgen elcr SED-Diktatur In Deutsch­
land « cinzuordn en, di e unabhangig von der Frage der perscinlichen Ven.nr:wordichk~it die Aufklärung 
der FJkten und die moraJ.~(:h-polt(\sche Bewertung fordern ~ollte; vgl. da~u D~ltIfCher Bundesrag 
(Hrsg.), Material ien der Enqul·(t'-Kommission .. Aufarbcitung vOn Geschich te und Folgen der SED­
Diktatur in Deuts(·hbnd. 199j; d il' unmittelbar nach dem Zusammenbruch der DDR d Iskutierten (alrer­
n:niven) V()r.~chl~gl" fur ein Tribunal sind bei Bock. Von der Tribunal-Idee zur Enqui:tc-Komml :i:s ion, 
Deuts~hbnd-A rchi v 1995, 1171 ff. dargc.)telh. 
Ausführlich zu Wahrheitskommi~~ioncn Pasqualuco (Fn. 9), S. )J6. 

1l. Die CONADEP umersuchte nur Erl'ignisse im Zu..,:tmm (;'n lllng mir dem .. Versc hwin de-n ol von Personen 
in Argemlnie n. Vgl. bCI".t.iglich des \l amllls der CONADF.P auch di(' Inta.nm·rlJ..·rllIIHhe Mensthen­
rechtskommtSs/.On, Rep0rl N o 13/9 1 OEA/SeLLNIII.8J. Doc. 14 earL I, Ziff. 50 (1993) ' Das Mandat der 
chilenischen Rcuig-KommlssiOI' war begrenzi auf willJ...t..irliche Totungen; vgl. QUlyoga., T he Experic-ncl' 
of C hile, in: van Boven (Hrsg.), Seminar o n the Right 10 Restitution, Compensaoon and Rehabilitation 
for \lieums of Gross Violations of Human Rlghts and f und amental Frtedoms. UN-Doc. 

EICN.~ISub .• 1' 99)18, S. >0,. "I (199)) · 
13 .. Die Opfer wollen Ja gar nicht immer. daß ihre Pemigrr heH raft werden, aber sie wollen, d:"\ß ihnen 

Gerechtigkeit Widerfährt. Sie wollen gar ni cht immer Geld haben. 3ber sie wollen gesagt bekomm!"'n, daß 
sie o.k, waren und die anderen nicht, d:lR sie Im Recht waren und die anderen im Unrecht." jOMhim 
Gauck, Bundc:s beau ftraglcr für die Unlerl.lgen des Slu tss ichahl'u sdl c!lSH'S der ehemaligen D DR, im 
Interview mü dem Deutschlandfunk 3m 1.0kwber 199j (a bgedruckt In: DeUlschland-Archiv 1995, 
S. ,,,8 Cf.). 

14 Die gewohnlich na~b dem Legalitatsprinzip bestehende VerpfllChtun ~ zur Ermittlung und Strafverfol­
gung bei hinreichen dem Verdacht besteht in den hier interessierenden FiJ. l.Ien mcht, weil eine Verurteilung 
der Veranrwonlichcn aufgrund d eI" Amnes tlegese rz.gcbung ausgeschlossen ist. 
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Opfers ist aber Grundvoraussetzung jeder nationalen Versöhnung und der Entwick­
lung einer rechtsstaarlich geprägten demokratischen Kultur. 'i Was mit den Amne­

stien an Versöhnungsbereitschaft des Staates gegenüber den Tätern signalisiert wird, 
verlangt seine Entsprechung auf seiten der Opfer in der ernsthaften Bereitschaft des 
Staates, die Verbrechen zu untersuchen und aufzuklären, die Opfer als solche anzu­

erkennen und dam.it überhaupt erst die Grundlage für Vergebung und Versöhnung 
zu schaffen. Der Erforschung der Vergangenheit kommt gerade in den Fällen, in 
denen schwere Menschenrechtsverletzungen stattgefunden haben, eine präventive 
Funktion zu. Andererseits erfordert der Respekt vo r den Leiden der Opfer und die 

Bewahrung der Erinnerung auch die Erforschung der Vergangenheit um ihrer selbst 
willen. 
Die Unwilligkeit oder zumindest Unfähigkeit der nationalen Instanzen, das berech­

tigte Bedürfnis des Opfers und der Gesellschaft nach Kenntnis der Wahrheit zu 
befriedigen'·, läßt häufig nur den Ausweg, internationale Institutionen mit den Vor­

fällen zu befassen und zu hoffen, daß der durch eine entsprechende Entscheidung 
des Organs ausgeübte Druck den Staat zum Einlenken veranlaßt. ' 7 

Vor diesem Hintergrund sollen im folgenden mögliche Ansätze zur Begründung 
einer generellen Pflicht des Staates zur Untersuchung von Menschenrechtsverletzun­
gen, ihre Voraussetzungen und ihre Grenzen dargestellt werden. Tm Anschluß ist der 
Frage, inwieweit dieser objektiven Pflicht ein durch setzbares subjekti ves Recht des 
Individuums korrespondiert, nachzugehen. Im letzten Teil des Aufsatzes werden 
Überlegungen zu möglichem Inhalt und Umfang eines solchen Menschenrechts »auf 
Wahrheit« angestellt. 

II. Die Begründung einer völkerrechtlichen Pflicht des Staates zur 
Untersuchung von Menschenrechtsverletzungen 

Eine ausdrückliche Pflicht des Staates, Menschenrechtsverletzungen zu untersuchen, 
ist in Art. 12 des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandllmg oder Strafe vom 10. De­
zember 1984 (Folterkonvention) enthalten. Danach haben die zuständigen Behörden 

[5 Die InceramcYlkanJschc MenschenrechHkomml5sJOn stellt ausdrucklieh feSt, daß :IO the urgent need for 
n:llionat rcwnci liauon and sOl,:ial pacirication mUSl be reconcilcd with the incluctab le t:xigencies of 3n 
undcrslanding of the InJlh 3nd of justice. ; Annual Reporr 1985-1986, OEA/Ser.L/V/IL68 Dor . 8 r~'v. 1 

s. '9' (1986). 
Zur Differenzierung In .. comprehensive truth .. und »individual trutb ~. Orentllcher, Punishment and Vic­
(im Compensallon (rn. 9). s. 457. 

16 Die mangelnde Aufklarungsbereim;hart der demokutisehen Regierungen stell t sich haufig als ve rb':n­
{;l'rte (wenn ;1ul·h unfrel\v iHige) Vo Hzugshilfe fur die von den diktatorischen Regimen angew;'lndle 
StrategIe dar. Gerade die PraxIs dc_s .. Verschwtndcnlassens. zeichnet sich dadurch 3US, d:l.ß jede Informa­
tiOn ubcr Schlcks:!1 und AufC'nth:t11 der Person vtrwelgcC't wird, Insbesondere um das Ergreifen von 
Rechtsmiucln z.u verh indem (vgl. Art, 1 der Interamer:kanuchen Kcm'Vcntwn uber das gcwaltstZme "Ver­
schwmden .. ":Ion Personen vom 9.Juni 1994 und dIe Praambel der Erk.io.rung der Generalversammlung der 
Vereinten iVlwonen zum Sch utz al/er Personen 'Vor g~w.,ltsnmem » VersdJ'll.,'mden .. vom Dezember 1992). 
Gewohn li ch crklarte die Exekutive das ,. Verschwtnden .. dcr Personen damit, dIese seien entweder durch 
su bversive Gruppen l'xekulitrt worden, lebten Im Untergrund, SClcn ins Exil ausgewandert oder seien im 
Kampf get<:itet worden und nicht mehr 7.U Idcmirn:.icref1 (vgL lnteramen·kamsche Menschenrecbtskom­
mISSion, Report on the SilU3tion in ArgC'ntina, OEA/Se:r .lJV/ TL49 Doc. 19 corr. I, 5.119 (1980). 

17 Vgl. e(wa die 7.ah lrl'ichen Entscheidungen der Interamenknnuchen Memchenrechlskommimon, in denen 
sie den becroHcm:n Staat auffordert, bestimmte MenscbenrcchlSverletzungen sorgfaltig zu untersuchen: 
Resolution '5/86, OEAlScr.L/V/II.68, Doc.8, Rev .• , S.l9 ('986), Fall 78>1, OEAJSer.LN/II.S7, 
Doc.6, Rev. " S. 86 f. (. 98,); Fall , 08S , OEA/Scr.L/V/IL)O, J..)oc . I), Rev. " S.)8 f ('980); Fall, 870, 
OEA/Ser.L/V/l(4), 000. >I, S. )2 f.(1978). 
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'94 umgehend eine unparteiische Untersuchung durchzuführen, sobald hinreichender 
Grund für die Annahme besteht, daß eine Folterha.ndlung'S in dem der Hoheitsge­
walt des Vertragsstaates unterstehenden Gebiet begangen wurde . In der Konvention 
über die Verhütung und Bestrafung des Völkermords vom 9. Dezember 1948 (Völker­
mordkonvention) ist eine ausdrückliche Ermittlungspflicht dagegen nicht enthalten. 
Allerdings sind danach Personen, die einen Völkermord oder ei ne andere der in 
Art. II angeführten Handlungen begehen, zu bestrafen. Die Verhängung einer Strafe 
setzt aber in der Regel voraus, daß zunächst der Sachverhalt untersucht und ermittelt 
wird. Die Verpflichtung zur Bestrafung von Völkermord kÖnnte also auch eine 
Pflicht der Staaten implizieren, Völkermordhandlungen zu untersuchen. 
Allerdings erfassen die Folter- ebenso wie die Völkennordkonvention ihrem An­
wendungsbereich nach in jedem Fall nur einen Ausschnitt der hier interessierenden 
Menschenrechtsverletzungen. Nach Art." der Völkermordkonvention muß die in­
kriminierte Handlung nämlich gegen eine nationale, ethnische, rassische oder reli­
giöse Gruppe gerichtet sein . Die Verfo lgun g und Ermordung wirklicher oder 
vermeintlicher politischer Gegner wurde aus Furcht der Staaten, in ihren inneren 
Angelegenheiten nicht mehr unabhängig zu sein, bew ußt vom Anwendungsbereich 
der Konvention ausgenommen. '9 Gerade politische Motive waren aber gewöhnlich 
maßgeblich für die Menschenrechtsverletzungen der Diktaruren.'o Danach wird die 
Völkermordkonvention hier in den allermeisten Fällen überhaupt nicht in Betracht 

kommen. D er Anwendungsbereich der rolterkonvention ist nicht nur wegen der 
relativ geringen Zahl von Sraaten, die ihr beigetreten sind, beschränkt. Auch wenn 
das Folrern von Gefangenen zum geradezu klassischen Repertoire diktatorischer 
Einschüchterungsstraregien gehören mag, so isr der Verstoß gegen das Folterverbot 
doch nur ein Aspekt der denkbaren Menschenrechtsverletzungen unter der Herr­
schaft von Diktaturen. 
Im Mittelpunkt der folgenden Überlegungen stehen deshalb die ihrem Anwendungs­
bereich nach möglichst umfassenden Menschenrechtskonventionen wie der Interna­
tionale Pakt über biirgerliche und politische Rechte vom r9 . Dezember 1966 
(IPBPR), die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Cnmd­
freiheite" vom 4. November 1950 (EMRK), die Amerikanische Konvention über 
MellSchenrechte vom 22. November 1969 (AMRK) sowie die afrikanische Bani"l 
Charta der Menschenrechte und Rechte der Völker vom 17·Juni '982 
(AfrMRC). 
Ausnahmsweise kann bereits unmittelbar die Nichtdu rchfü hrung einer Untersu­
chung vo n Mensc henrechtsverletzungen ein materielles Menschenrecht verletzen. So 
kann sich die über einen langen Zeitraum andauernde Unsicherheit über das Schick­
sal ei nes Angehörigen als grausame, unmenschliche Behandlung da rstellen und die 
Verweigerung einer effektiven Untersuchung demzufolge gegen das Verbot der Fol-

d, Nach Art. I I der Folterkonvcmion iSl ... Foher .. Jede Handlung, durch die einer Pcr,Son vors:l tzlich grogc 
korpcrltchc oder stdiscbc S..:hmerzcn oder Leiden z.u ~e(ugl wcrdt'll, zum Bc'~pict ( ... ) um sie oder ein en 
Dnllt'n ei.nz.uschuch ll~rn oder zu Ilollg('n ( .. . ), w(' nn dle.se SdHncr .... cn 00(' ( Leiden ,'on eil1l'm Angeho· 
rig<:n d t~s offentliehen Dicn~ [cs oder einer .,nderen in amdichcr r::lgcnsduftlmndc.lndcn Person, auf deren 
Veranlassung oder mit deren ."wsdruckEchem oder stillschweigenden f.mvcrst:mdms verursacht werden .. ; 
allerdings ers treckt sich gcmaß Art. [6 1 2 der Foherkonvention dJS El'm ltdun ~sgebot auch ;'Ild :lIlderc 
Handlungeo, die eIße grausJme, unmenschliche und erniedrigende ßchandlun~ oder Strate dlrstcllel1. 
Towncshandlungcn werden demnach nur dann unter d.l.S Fuhcrvt.'rbol f .. llcn, wcnn die Bchandlung VOr 

dcr TOlung oder d:c:: Art Imd WCI SC der Tmung besonders grausam smd. 
19 Vgl. Orellll:du'r. Scullng Ac.:oums (Fn.9), S. 256s. 
20 Fc:: rnerwlrd cs hauflg sehr fraglich sem, ob die Zcrstorung der gJnl.en Grup pe "a ls so lcher .. inrendlen iSl, 

wie es Art. 11 der Volltcrmordkonvt' ntion verb.ngt. 
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ter" verstoßen." In diesem Fall folgte die Pflicht, die Menschenrechtsverletzungen 
zu untersuchen, unmittelbar aus der Verpflichtung zu menschenwürdiger Behand­

lung. In der Regel wird die Weigerung des Staates, eine sorgfältige Untersuchung 
durchzuführen, aber noch nicht die Intensität einer Folterhandlung erreichen. Je­
denfalls intendiert die Nichtdurchführung einer ernsthaften Untersuchung gewöhn­

lich nicht die Einschüchterung der Angehörigen." 
Als Anknüpfungspunkt für eine positive Verpflichtung der Staaten, eine Untersll­
chung durchzuführen, scheidet das Folterverbot daher grundsätzlich aus. Eine 

solche Pflicht könnte sich aber aus der allgemeinen Verpflichtung der Staaten, die 
Menschenrechte zu gewährleisten, oder der Verpflichtung zur Gewährung effektiven 

Rechtsschutzes ergeben. 
Den Menschenrechrskatalogen der Konventionen vorangestellt sind mehr oder we­

niger gleichlautende Bestimmungen, in denen sich die Staaten verpflichten, die 

materiellen Menschenrechte zu achten und zu gewährleisten (»to respect and to 
ensure«).'·' Danach korrespondiert die »klassische«'!, negative Verpflichtung des 

Staates, in einen bestimmten Bereich nicht einzugreifen und die Menschenrechte 
insoweit zu »achten«, mit seiner positiven LeistungspHicht, die Ausübung der Men­
schenrechte zu »garanrieren«.'6 Die positive Gewährleistungspflicht ist dabei auch 

und gerade auf die »klassischen« Abwehrrechte bezogen. Das umfassendste Frei­

heitsrecht wird wenlos, wenn es dem Individuum zwar auf dem Papier zustünde, 
tatsächlich aber vom Staat nicht durch besondere Maßnahmen zu sichern wäre.'7 
Hinsichtlich der Auswahl des Mittels, mit dem der Staat seiner Gewährleistungs­

und SchutL:pflicht nachkommt, steht ihm bei Berücksichtigung des betroffenen ma­
teriellen Rechts und seiner eigenen Leistungsfähigkeit ein erheblicher Gestaltungs­

spielraum zu.'s Ein wichtiges Instrument zur Gewährleistung der Menschenrechte 

ist die Pönalisierung der Verletzungshandlung. Allerdings ist die Verwendung des 
Strafrechts regelmäßig nur »ultima ratio« und nur dann geboten, wenn das inkrimi-

1I Art. 7 IPBPR; Art. J EMRK; Art. ; AMRK; Art. \ A[,MRC. 
22 So hJ.t der MC11Sch cm'cchtsilU.udJllß der \lel"elnt en Nallonen (Alrnei(b begen Urugll ,lY. CommUniCa[LOn 

No. 10711981, Ziif.14) c:men Verstoß !;('gen An.7 IPBPR (FoltervcrbOl) Im falll'incr Mu([t':r, die in 
st3ndlger An~.st um ih re »verschwundme« Tochtl!r lebte, fcstge ::; tcllL Die fnterlllnenkamschc Irlemcb f>n ­
rl!chlSkomml;slOn (O EA/Scr.I.JVJIL.f9 , Doc. 19. Corr. I, 5. 53 (1980») beurteilt die PraxIs des .. Ver­
sdnvind(·nbssens ... al s "a true form of tortur\! for the \'I t nm'~ fallllly and fnend.s ... 

2) Allcrdin;;s werdm unter 2ift. 2 der ErJ..·/mwJg IIbcr dIe Gnmdsilt ze der Geredmgkw [Ifr die' Op!t-r ~on 
VerbrccbC11 lind 1tf'lch(mIßbr{[~tch der Gt'Ilcralvt:rsarnmlung der Vere inten N ationen (Resolutio n 40/}4 
vom 29. 11 . 1985) unter "Opfer .. ausdru i:: khch ;;a uch die Angehorigen des direkten Opfers der Verlcl­
zungshandlu ng gc(,1I11. 

24 An.2 I IPBPR ; An. 1 I AMRK: Art. I ErvlRK ( .. n,t: High Partie5 shaH :'i'ecurt: the rights and fredonls",) ; 
An. [ .l\ frM RC fonnul lcrl Olm unclcudichstL'n ( . Dl<~ MHghcds133tcn der OAU, (h t: Ycnr;1 gss11 ,llen (!Lcser 
Charta, erke llllcn die hleri ll (· nthlll tt'll CIl 1{('c hu,', Pfhch l(' n und Frcihcitl'Ll .ln und treffen Maßnlhm cJi zu 
Ihrer VcrwlI·khdlUng .. ); \'g l. :Hlc.h Art . 1 des In. und IV, Genfcr Abkommens vom 11.. AUgllsl 1949. 

2.5 Vgl. CMI Schm~tl, Vc: rf:luun b.~ lchre. S. 169 (f. 
26 Vgl. Roht-Arna.?.a (Fn. 9). S. 467; Nowak , IPBPR ~ Kom mentar, 1993. Art. 1 RN 19; der konkrete Inhalt 

dt:r Pflicht hangt cb bei vom jeweiligen Ilu.tcnellc.:n Recht .1 b. 
27 Vgl. I.ur Schut:t.pfli tht· Disku.!I.$lo n in der llundesrepublik etw;I die Entscheidungen des BundcH!ftr!as­

Slmgsgen ch/ ~ 1.um Schwangerschaflsabbruch NJW 1993. 1751 lind E 39. I, WOilach dem St :lJt gl' lll. Are. 1 

I 2 GG eine um f:;assende SChUl 7.pfll d n gegenuber dem clnz.c1 nen Grl1 nd,cclHsu'ag(' r obhegl; Art und 
Umbng de !> S,h urzt s Sind vom Staallm Ra hmen seines r.ln ~( h'H7.ungs-, Wenun g.<;:- und Gc~tahungssp lcl­

raums z.u bestimmen (\'bl. :luch ßVerfG E 46, 160, 164 - Schlt:ycr-). Zur kontroversen DiskusS'lon um dH? 
Herlellung von Sc.hurzrcchlt:n aus den Grundrechten, vgl. Robbers, Sicherheit :lls Menschenrecht, 1987, 
insbes. S. 122 H.; /sensee, 035 Grundrecht altf Sicherhcit , 1983 . S. 27 H.; A/exy, Theorie der Grundrech tc. 
' 9&\, S·4 IOH. 
Im Mittelpunkt der blllldesd ctll.scht" 1l Sch ULz pfit e-hli.'ndiskussion steht allerdings die Fr:tgc, ob dt'r Sl:3J <l. t 
zum Schutz vor rechtswidrigeIl bn ~;nffen :tndcrer Pflvater v('.rpflichtellst; vo rlif:gend gehl e5 dt'mgegen ­
Libcr darurn, inwieweit der Sr:lat die: Mcmchenrechtc z.u :ichutzcn hat. und zwar vor Angriffen durch den 
Staat selber. 

28 E:tropalscher Ge.nchtsho!.!il'1· Memcbcm'cchte, X. und Y. gq;cn N icdcrbnJe, Ser. A, Vol.91 (1985), 
z, fr. '4. 
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nierte Verhalten für ein geordnetes Zusammenleben unerträglich ist. '9 Neben dem 

Einsatz des Strafrechts stehen den Staaten aber noch zahlreiche andere Möglichkei­
ten zur Verfügung, ihre Gewährleistungsverpflichrung zu erfüllen. Jo 

So hat der Interamerikanische Gerichtshof für Menschenrechte in seiner Entschei­

dung im Verfahren Velasquez Rodrigr.tez gegen Hond/<ras J' festgestellt, daß die 

Schutzgarantie die Staaten ganz konkret dazu verpflichtet, eine Verletzung der ma­

teriellen Menschenrechte zunächst möglichst 7.U verhindern sowie gegebenenfalls zu 
untersuchen, zu bestrafen und schließlich das verletzte Recht wiederherzustcllenY 

Die Untersuchungspflicht trifft den Staat dabei unabhängig von der Initlative des 

Opfers oder eines Angehörigen als eigene rechrliche Verpflichtung" und selbst 

dann, wenn die individuell Verantwortlichen nicht mehr bestraft werden kön­
nen)" 
Neben der Schutzgarantie kommt als Anknüpfungspunkt für die Untersuchungs­

pflicht die in allen genannten Konventionen enthaltene Verpflichtung der Staaten in 

Betracht, jeder Person, die plausibel behauptet, in ihren Menschenrechten verletzt zu 

sein", wirksamen Rechtsschutz (»effective remedy") zu gewähren. J6 Nach Auffas­

sung des Menschenrechtsausschusses der Vereinten Nationen ergibt sich aus der 

Rechtsschutzgarantie in Verbindung mit dem entsprechenden materiellen Recht eine 

Pflicht des Staates, wirksame Kontrollmechanismen einzurichten sowie bei Vorlie­

gen entsprechender Anhaltspunkte für die Verletzung eines Menschenrechts umge­

hend eine sorgfältige Untersuchung durchzuführenY Auch wenn im konkreten 

Einzelfall die Bestrafung der Täter und sogar zivil rechtliche Ersatzansprüche)' als 

29 BundeS'Uufantmgsgencht, NJW 199), 175 1, IlS 4· 
JO [UYOpilHCher Gerl(JJ( shof Im' Mensc;'~n ri-'C:J1Ce, X. und Y gegen Niederlande (Fn.18), z. fr. 24. 
3 I ImeramerrkaTllscher GenclJlsho[ [ur Men schenrechte, Vel as<l uc7. Rodnguc l.. gegen Honduras, EuGRZ 

1989, S. '57 rr. 
J2 InteramenkanJscher CenchlShof fur Menschenrechte, Vclasqucz Rodngucl. gcgl'n Honduras (Fn. }I), 

Ziff. 166; bestJ ti b[ in A[oeboclOe CI "I. gegen Surinam, abgedruckt In [Cl, Review Nr. 52 (1994). S. 78; 
:IUS der ubere-inslimmenden Spruchprax i$ der Imt!r,w H' nkamsc!Jen M(,1I5dJl' nrechskommlSHon vgl. ('1\ ..... 1 

Rcport No. 29 192, OEA /ScI".LlV/1l.8}, Doe. 14, Corr. I, Zdf. So f. ( 199) und Cast' 6586, 
OEA/Ser.LlV/11.61 , Doc. 22, Rev. I, S'9' f. (1983); z.u stimmend au<:h Nownk (r n. 26), Arr.6 RN 6. 
Sehr viel zuruckhahender formuhert der Europ,i.l$chc GCI'U:ht:ilJo[ lur Menschcnrcch rt,. der z.war auch 
annimmt, dag der Staat dIe Ausubung der rrelh citen pOSitiV z.u gar.l nt icren hat. An. 1 I:: MRK soll aber 
nur in Verbindung mIt einem materiellen Rccht Wirkun g em f:t ltcn, v ~1. Irland gegen GroßbruannJen, 
Eu GRZ 1979, S. 149, § 2)8 f. 

33 In tcramenkanncher GI.' nchtshof jitr MrtlSchcnrechtc, Velasquez Rodrlguez gegen Honduras (Fa . 3 I), 
ZlEf.I77; ebenso van Boven, Conclusion, in: .... an Doven (Hrsg.), der~. (Fn. 12 ) , S. 20. 

H Interamenkamscher Genchlshof [ur Menschenl"cdJEe, VclasC[uc7~ Rodrigucz gegen Honduras {Fn. }I). 

Z;ff.,81. 
}s ErH gegen dem Wonlauf der Venr-:tge (Art. 2 III IPllPR: »)Jeder, der 1!1 seinen III diesem Pakt an t:'.rkannten 

Rechlt'n verletz.t worden ist ... "; An. J 3 EMRK: .. Der ieruge, dessen Mens('henrechte verletzt worden 
slIld ... 41; An.15 I AMRK: )I ... Verletzung moglicherwelse von Personen beg~ nn en wurd e ... <.) ist nicht 
Voraus~etZllng, daß eIne materielle Norm tats:u.:hllch verletz.t wurdt:, vgl. EI/ropaiu her Gerlcbtshof [U)' 
Menschenrechte, Klus t t al., EuGRZ 1979, S. 278; Nowak (Fn. 26), An. 2 RN 69. In An. 251 AMRK 
("Jeder hat das Recht, zum Schutz vor Menschenrccht.wcrlclzun g(" 1l ein gcclgne[ eS Rcch t~ mjttd ('i nzulc­
g CIl ... .,:) wird der pr~\\'(,J1u \,(~ Clura kter der RcclHSSchUl"zg~Ir,.tn li t: besonders deutlich. 

)6 An.' [[[ IPBPR; Ar!. I) EMRK; Ar!. '5 I AMRK; Ar!. 71 (a) Af,MRC; , iehe auch tlr!. 8 cl" Allge­
meinen ErkJarung der Menschenrechte der Generalversammlung der Vereintt"n N Jtionen. 

37 Gencf:l l eomment NO.lO (44) zu An.·7 IPBPR. UN-Doc. CCPR/C/2J/Rev ./Add·3, Zlff·14 (1992.); 
Ramirel.. gegen Uruguay, Communicauon No -1/[977, UN-Doc. CC PR/C/OPIr, S.-I9 H., ZifL 16 
(1985); Muteba gtg~n Zaire, Communicuion No. [24/i982, 39 UN GAOR Supp. (No -10), Annex XIII, 
UN-Doc. A/39/40, ZLff. {3 (1984). In Bleier gegen Uruguay (Communic3tlon No 301 [978, UN GAOR 
Supp (No. 40), UN-Doc. A/37/40, Anncx X, Ziff. r 3 (1982» hat der Ausschug aus Art. 4 IJ des Fakul­
t.ativprotOkolls unter Berufung d;arauf, daß in der Regel der Beschwerdduhrcr keinen Zug'lng zu den 
wesentlichen Beweismitteln hJbe, eine Pflicht des Staates zur Untersuchunr; J.ller AO!.chuld.igungen her­
geleitet; vgl. auch P'l$qlld/UCC/ (Fn. 9), S. 3J2. 

}8 Die AI1Ulcstit'gt'stl l..(· haben teilweise glcichzcmg mLt dem Ausschluß der Ycrfolgbarkeil bestImmter 
Taten auch die Geltendmachung von zLvdre( htlichen Ersal.l...anspruchen :tus ~eschlossen; so ist dies etwa 10 

Argentmien deshalb der Fall, weil dIe Ers~tzanspruche unmittelbar im Strafprozcß geltend gemache 
werden, daw Roht-Amaza (Fn.9), S.484, Fn. 187. 
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Ziele der Untersuchung ausgeschlossen sind . kann die Rech,sschutzgarantie den­
noch eine Untersuchung durch den Staa< gebieten , um das Opfer der Mensc hen­
rechtsve rletzung zu rehabilitieren oder die Wiederholung gleicher Verletzungs hand ­

lungen in Zukunft zu verhindern. 
Aus den genannten Konventionen ergibt sich somit unter den Gesichtspunkten des 
effektiven Rechtsschutzes sow ie der Verpflichtung zur positiven Gew~hrleistung der 
ma te riellen Men sc henrechte eine - allerdings wie jede Vertragspflicht ratione perso­
nae begrenzte)? - Pflicht der Staaten. Menschenrechtsverlet7.ungen zu unter.~u­

ehen .'· 
Ob vor dem Hintergrund. daß das Välkergewohnheitsrecht" besonders schwer.wie­
gende M enschenrechtsverletzungen verbietet". bereits eine entsprechende gewohn­
heitsrechtliehe Untersuchungsl'flicht aller Staaten angenommen werden kann, 

erscheint dagegen zweifelhaft. Soweit überhaupt eine Staatenpraxis erkennbar ist. 
spricht sie gegen die Annahme einer välkergewohnheirsrechtlichen Verpfliehrung. 
Zwar bestimmt die Erklärung über den Schia< aller Personen vor gewaltsamem 
"Verschwin den « der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom Dezember 
1992". daß der Staat unabhängig voo einer formal en Beschwerde eine Untersuchung 
veranlassen und in wirksamer Weise durchführen muß. so bald der Verdacht besteht . 
daß eine Person .. verschwunden« ist. Bezeichnend ist aber. daß sich in der (im Ge­
gensatz zur genannten Erklärung verbindlichen) Inr.e,·amerikanischen Konvention 
über das gewaltsame » Verschwinden« von Personen vom 9.Juni 1994" ei ne ents pre­
chende Regelung nicht findet. obwohl sie weite Teile der Erklärung der UN­
Generalversammlung übernommen hat. Darüber hinaus haben die berroffenen Sraa­
ten" eine Pflicht zur Untersuchung der Menschenrechtsverletzungen bisher fast 
ausnahmslos nicht anerkannt." Von einer välkergewohnheitsrech tl ichen Pfli cht zu 
sprechen würde dah er bedeuten. die durchaus erkennbaren Ansätze einer entspre­

chenden Staatenpraxis zu überdehnen. 

39 übersicht uber die Zahl der Jc\vcils bci~cr-rctt'ncn Staaten bel Roht-ATTw~a (Fn. 9), S. ", 89. Fn . 2.0S . 

40 Ycrci nult wird d;arubcT hmaus :lUS dcr PflldH cl<'r StJ ,m,'Jl z ur WIi:derguliluchu.ng (.rtpamuolI") von 
Mellsc h l"nrL'c h($\'crlc ( ~tlogcn eine Umersu.::huog'spflicht heq;('lcirct; vgl. varl BotTen (Fn. t 2), S. t L, Rohl­
Am4la (Fn. 9), S. 48). Dieser Aufbs5ung steht allerdings der eindeutige WOrtlaUt der entsprechenden 
VenragsbeSllmmungcn cmgegcn: in ArL 6J AMRK I!it ausdrucklieh nur von der Gt"wahrung einer ange­
messenen Entschadlgung (.fiu y compematlon~) die Rede; die Moghchkcit. einen Staat nach An.50 
EMRK zu einer gerechten Entschadlgung ( .. }ust Sdmfacll(m ~ ) zu erpflichten , umfaßI oach SL Rspr. des 
Ellro/MISchen Genchtshofs fur Mensch~nrt:Chlt nur (he Anordnung von Gddersillz, vgl. Frankreich geGen 
SchweIZ, A [2,8, § ",J. 

41 U mv('rsclles Volkcrgcwohnhcitsrecht entsteh, durch eine von der opi_nio Juris gc.'trOlgenc dauernde Übung 
der Sta .. tcngcmemsch~ft; vgl. Art . JS J b IGHSt . 

42 Etwa (systematische) folterungen, vgl. Orenl/tcher, Setthng Accounts (Fn. 9), S. 2.5 8l, 
4J Abgedruckt in 1 j, ReView N r. 49 (1992.), S. 57: die Durchfuhrung ci nl'r Untersuchung wird auch ge­

fordt,(t in den Pm11..lplen 7.ur fVlrA'samen Ve"f)muJeYlmg und Untt:rSlIChung ,J!cg(,Je r, w"'k,~r'It;Jur ",rd 
summamcheT Hm nchtungen (GA Res. 4,1/ 162 ( 1989» un e! den Prm7.tpl(·t/ ;wr mtemttflonale" Koopera­
Ilon bt" der Aufspuru.ng , dtr Festnahme. der Atts/'efertmg und der Bestrafung \101' Krrc~WIJ('rbTechern ,md 
Vtrb,,,hern gegen d" Mtnschlichkw (GA Res. )074, ,8 UN GAOR Supp. (No. )0). S. 79; UN -Doc 
A/90'jo (!97J)) der Gener ;l lv~rsammlungder VerelOu:n Nalionttn. 
Auch Wl'nn nun aus den genannten Erklarungcn elOe elHsprec!te.nd(' St:l3tcnpra.xis a.blei ten will, so 
konnte Mt'.h diese Jedenfa lls nur auf (."111(.' UntcrsuchungspHicht In Fallen besonders schwerwiegender 
Mcnschc.'nrechtsverletzunben (Verb rechen gl~h? n die Menschlichkeit, w;l\kurhche 101l.mgcll, Volker­
mord, " Vcrschwind~nl:tssen .. ) bez.lehen. 

4.4 Abgedruckl in ICJ, ReVieW Nr. 52 (1994). S·79fL 
4S Auch d ~s n:uionale Rech l kann [ndlblor rur das Bestehen einer bestimmten St:utcupraxis selO, wenn es 

um Mcn$chcnrcchtl' gt~ht, vbl. MeTa", Hurn:\n Rights :lOd Humanlt3rian Norms as Cuswm;uy L~w, 
'989, S. 9) f. 

46 Vg l. etwa die sudameri.kamschen Staaten Argenunjen. Chile, Uruguay, Brasilien. da.zu Rohe-Amau 
(Fn. 9), S. 492. Auch Polen hat einen \·crglcichbarcn »Schlußstrich « unter seine Vergangenheit gez.ogen; 
andere Ansatz.e hestehen demgegenüber tn Südafrika und Deutschland (s. u. bei V). 
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111. Voraussetzungen und Grenzen der Pflicht des Staates zur 
Untersuchung von Menschenrechtsverletzungen 

Auch wenn sich den Menschenrechtskonvention('n damit grundsätzlich eine Pflicht 
des Staates zur Untersuchung von Menschenrechtsverletzungen entnehmen läßt, ist 
damit noch nichts darüber gesagt, ob diese Pflicht im Einzelfall auch tatsächlich 

besteht. 
Dabei stellt sich zunächst die Frage, unter welchen Voraussetzungen die Untersu­
chungspflicht überhaupt entsteht. Anhaltspunkte dafür kann die ausdrückliche 
Formulierung in der Folterkonvention liefern. Danach setzt das Ermittlungsgebot 
nach Art. [2 voraus, daß »ein hinreichender Grund für die Annahme besteht, daß 

( ... ) eine Folterhandlung begangen wurde«. 
In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, daß bei allen zur Begründung der 
Untersuchungspflicht angeführten Ansätzen maßgeblich an die vorangegangene Ver­
letzung eines materiellen Menschenrechts angeknüpft wurde." Aufgrund dieser 
schon begriffslogischen Akzessorietät läßt sich deshalb auch von einer "Annex-Ver­
pflichtung« sprechen, die als allerdings selbständige Pflicht dem zuvor verletzten 
materiellen Recht anhängt. Dieses Wesensmerkmal der Untersuchungspflicht be­

stimmt auch ihre Voraussetzungen. Sie entsteht danach regelmäßig erst, wenn 
hinreichende Anhaltspunkte dafür bestehen, daß ein anderes Menschenrecht, etwa 
das Recht auf Leben oder di e Freiheit der Person - der Bezugspunkt der Untersu­
chung - verletzt worden ist. 
Daraus folgt aber auch, daß die Untersuchungspflicht nicht auf besonders schwere 

Menschenrechtsverletzungen (Tötung, Folter, "Verschwindenlassen « ) beschränkt 
ist. Vielmehr kann grundsätzlich auch die Verletzung etwa der Meinungs- oder Ver­
sammlungsfreiheit den Staat zur Einleitung einer Untersuchung verpflichten. Aller­
dings werden bei besonders schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen die an 
die Qualität der Anhaltspunkte und Verdachtsmomente für das Vorliegen einer Ver­

letzungshandlung zu stellenden Anforderungen weniger streng sein. 
Aber auch, wenn hinreichende Anhaltspunkte für die Verletzung eines Menschen­
rechts vorliegen, kann es zweifelhaft sein, ob der Staat verpflichtet ist, auch tatsäch­
lich eine Untersuchung durchzuführen'! 

Die mit dem Ruf nach schonungsloser Untersuchung und Aufklätung konfrontier­
ten postdiktatorischen Regierungen machen in diesem Zusammenhang Vorbehalte 
und Einwände geltend, die im folgenden auf ihre Stichhaltigkeit zu überprüfen sind: 
So wird zum einen regelmäßig darauf verwiesen, die demokratischen Regierungen 
könnten nicht für die Verbrechen der diktatorischen Regimes indirekt dadurch (mit-) 

verantwortlich gemacht werden, daß sie nun die Pflicht und Last der Untersuchung 
und Aufklärung zu tragen hätten; eine Untersuchungspflicht scheitere darüber hin­
aus häufig schon daran, daß die entsprechenden zu seiner Begründung herangezoge­
nen Menschenrechtskonventionen erst nach dem Ende der Diktatur, damit nach den 

47 Siehe oben 1.; eine andere Beurteilung soll, wie gezeigt, ;\Usn:lhmsw(.'isc: nur J ,lnn geboten st'in, wenn die 
staatliche Wl:lgcrung. eine sorgfaltige Unrersuchung durchl.ufuhren, gegen materielle Mcn~chcnrechce, 
et W2 d3S Folccrverboc, ve rst oßt. 

48 DJ(' Fra.b,e, ob moglicherWl'ISe nach den Vorschriften des mnerstaatbdn'n Rechts. Insbesondere den Am~ 
nestiegc.scl7,en, cin(~ Unierslichungspflichr JIlcidrll(er ausgeschloss<"!l wird, kann nilt"ufCf1'll aß bei der 
Begrundung einer 'lIolkerrechtlzdu:ll Pflicht keine Rolle spi.e1en. Es sei aber darauf hingew i('~c n, d.1ß etwa 
der chilenische Vcrf':l..u:ungsg.cnchtshof das J\mncsucg,esclZ. dahingehend interpretiert h:3I, dllß auch eine 
UmC'rsuchung der Verbrecben dadurch 3usgeschlosscn ist, vgl. QUlfoga (Fno ll). S. JOt, lOS; d;lgcgen 
crfaßt <bs uruguaY3.nlschc Amnestu::gesc l;t. ;lusdruckltch nur staatliche Handlungen, di" )'3uf di e: ß d tra· 
fung von Verbtec:h{'n g{'ncht(Ol smd ", ; sowtU man mcht auch tU der Vt'rofft'ntlt thung der N:lm~n dc:rT:ltcr 
elllc (informelle) Bestrafung sehen wli l, wird eine Umersuchungspflicht dadurch nIcht bcruhrl. 
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zu untersuchenden Verletzungshandlungen in Kraft getreten seien; schließlich könne 

die ernsthafte Durchführung von Untersuchungen zu einer für die jungen Demokra­
tien häufig äußerst bedrohlichen Störung des dürftig erreichten Burgfriedens mit den 
alten Machthabern führen<9 

Dem erSten Einwand, die von den illegitimen Diktaturen begangenen Verbrechen 

seien in keiner Weise, auch nicht durch die nachträgl iche Durchführung von Unter­
suchungen, von den demokratischen Regierungen zu verantworten, steht bereits der 
völkerrechtli che Grundsatz der Kontinuität entgegen. Die völkerrechtliche Verant­
wortlichkeit eines Staats bes teht unabhängig von einem Wechsel seiner Staatsform, 

also etwa vOn der Diktatur z u Demokratie, fort.'o Die objektiv im Wandel von der 
Diktatur zur Demokratie liegende Zäsur ist also - jedenfalls soweit die völkerrecht­

liche Verantwortlichkeit des Staates in Rede steht - irrelevant. 

Eine zeitliche Beschränkung der Untersuchungspflicht kÖnnte sich allerdings nach 
dem in Art. 28 WVRK verankerten Grundsatz ergeben, wonach nur eine Handlung, 
die nach Inkrafttreten des Vertrages vorgenommen wurde, diesen verletzen kann. Die 

Tatsache, daß in vielen der transformierten Staaten die entsprechenden Menschen­

rechtsdokumente erst nach dem Übergang von der Diktatur zur Demokratie - häufig 
gerade als Manifestation der demokratischen Transformation" - in Kraft traten, also 
nachdem die Verletzung der materiellen Rechte, die die Untersuchungspflicht auslöst, 
stattgefunden hat, ändert aber nichts daran, daß die Staaten verpflichtet sind, die unter 
den Diktaturen begangenen Menschenrechtsverletzungen zu untersuchen . Die ver­

tragsverletzende Handlung, andie dann im Rahmen des Art. 28 WVRK richtigerweise 

anzuknüpfen ist, ist die Unterlassung der Durchführung der Untersuchung (durch die 
postdiktatorische Regierung) und nicht die Verletzung des materiellen Menschen­
rechts (unter der Diktatur). Obwoh I natürl ich in diesen Fällen eine Vemagsverletzung 
wegen des Verstoßes gegen materielle Menschenrechte ratione tempo,.is nicht geltend 

gemacht werden kann, liegt eine Vertragsverletzung vor, solange eine sorgfältige Un­

tersuchung der Verletzung der materiellen Rechte unterbleibt.!' 
Auf den ersten Blick am plausibelsten erscheint aber der dritte und geläufigste Ein­
wand gegen die Durchführung von Untersuchungen, wonach die häufig noch 
instabilen Demokratien eine intensive Ausei nandersetzung mit der unmittelbaren 

Vergangenheit nicht überstünden." Soweit damit led iglich politische Sachzwänge 
artikuliert werden, ist nur festzu stellen, daß die Erfüllung völkerrechtlicher Pflichten 

nicht der Disposition des einzelnen Staates als Vertragspartner unterliegt. Das Völ­
kerrecht zwingt aber keinen Staat zu Maßnahmen, die seine sta.atliehe Integrität oder 
andere wesentliche Interessen gefährden. Die Menschenrechtskonventionen tragen 

49 Nicht ganz abw~glg crsch('im allerdings auch die gegenteilige- Argumentation: Aufkbrung und (erfolg~ 
reichr:) Verfolgung (roherer Vcrbrcch~n konnten gerade 7. U einer Starkung von Demokratie und Rechts­
staat bei tragen, vgl. auch Orentltehc,', Settlmg Accoum s (Fn. 9), S. 2.54}. 

50 Verdross /Snm"rt , Umwrsdlcs Volkcl'fcdu. 1984. § 3:10. 
}I So tr;H('n etwa in Argtnuntcn der IPBPR und d:a.s Fakuh:ltlvprotokoll erst J.m 8. November 1986. die 

Po hnkonvcnuon am :6.Juni 1986 in Kraft - drei Jahre luch Ende der Militardikt:l.tur. 
S 1 Su :luch dlc Entschc:idung der lnrt ramenkalllschcIJ MC1JrcJumruhrskQmmiSSlOn gcgen d(~n Einw::md der 

argenuni ,s-chen Regierung In Rc:p(~n 18/ 92, OEA/ Ser.L/ V/II.8}. Do('. q. eorr. I, Za-L 16 (1993); vgl. 
auch Roht ~A'fTlitZa (Fn.9). 5.484. 
Fine: andere Auffassung vertnu allerdings der Ausschuß der Vercmtl.'TJ N allOnt:n gegen Folter; d:lII:1ch 
komnll das In der oltcrkonvcllIion a~drucklich normierte Errniulu nl)sgchot nur dann zum TrJ.gc l1, 
wenn auch die Fo lterh:tndlung na~:.h Inkrafnrcten tier foh cl'kon\'cmion stattfand; O . R., M. M. und M. S. 
gegen ArgelHiOlen, CommUfllcatlOns Nos. Ih 98S, 2/1 988 und }1198B, UN-Doc Cat/ 3fl)/!, 1 und 
)"988 , Annex, Z,ff. 7· S « 989). 

53 Das trifft nur {ur dit' SlaJ.l('O z.u, in denen der Wechsd zur Demokr3ue Ergebnis von Verhandlungen oder 
Kompromissefl mit den alten MacluhablTn war und In denen t:1n Großte il der ~Iten Kader ihre Machl~ 
pü::>iuon behalten habeIl ; vollig :inders stelll Sich ditO Lage n:\lurl il.:h In Jcr chcmahscn DDR dar, In der die 
Wiederergreifung der r-.·1adH durch die Sicherh clI sorg~nc oder da<: SED ausgeschlossen ist. 

299 
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300 dem damit Rechnung, daß die Staaten ihre Menschenrec htsverpflichtungen außer 
Kraft se tzen können, wenn und soweit ein Notstand dies unbedingt erfordert." 
Einige Rechte, insbesondere das Verbo t der willkürlichen Tötung und der Folter, 
sind allerdings apriori nOtstandsfest, kön nen also auch in Ausnahmesituationen 
nicht beschränkt werden." D araus könnte nun geschlossen werden , daß nicht nur 
das Verbot der Folter und der willkürlichen Tötung unbeschränkt gewährt ist, son­
dern ebenfalls die unmittelbar au f den Schutz und die Verwirklichung dieser Rechte 
gerichteten Pflichten des Staates - etwa die Pflicht, jeden Verstoß gegen die VerbOte 
zu untersuchen ." Besonders deutlich formuliert ist di eser Gedanke in Art. 27 Il 
AMRK, won ac h der Notstand auch nicht .. zur Außerkraftsetzung der zum Schutz 
dieser (notstandsfesren - d. Verf.) Rechte wesentl ichen Garantien« berechtigt. Nach 
Auffassung des Interamerikanischen Menschenrechtsgerichtshofes sind »wesentli­
che Garantien « so lche, die auf w irksame Weise die volle Ausübung der Rechte und 
Freiheiten garantieren und deren Verweiger un g den Genuß der Rechte gefährdet, 
insbesond ere (aber nicht nur) das habeas cnrp"s VerfahrenY Anders als dieses Ver­
fahren kann die (naturgemäß nachträgliche) Durchführung einer Untersuchung die 
konkrete Verletzung des Menschenrechts all erdings weder verhindern noch rückgän­
gig machen. Dann ist es aber auch nicht ge rechtfertigt, die Untersuchungspflicht al s 
»wesen tliche Garantie« im Sinne des Art. 27 11 AMRK zu verstehen. ,i Auch wenn 
damit die Untersuchungspflicht nicht notstandsfeSt ist, steht keineswegs fest, daß es 
sich bei der Situation der postdiktatorischen Staaten auch tatsäch lich um einen Not­
stand handelt, der das Leben der Nation (Art. 4 I IPBPR ; 'l I EMRK) beziehungs­
weise die Unabhängigkeit oder Sicherheit des Staates (A rt. 27 I AMRK) bedroht. " 
Zwar ist dem betroffenen Staat dabei ein gewisser Ermessensspielraum zuzubilli­
gen'O All erdings müssen die genannten Güter tatsächlich unmittelbar und in 
außergewöhnlichem Maß betroffen sein und die Fortsetzung des organisierten Le­
bens in [ra;;" , tehen." Die bloße Befürchtung eines Notstandes reicht nicht aus. 

N un wird man in einigen besonders krassen f äll en eine ernstzunehmende Gefahr für 
das demokratische Systcm durch die Eliten von einst kaum leugnen können. Daß 
allerdings diese Bedrohung eine Dimension annimmt, die den Vcrzicht auf jeden 
Versuch, die Verbrechen der Vergangenheit zu untersuchen, »unbedingt erforder­
lich« macht, erscheint kaum denkbar·' 

H An ·4 ! IPBPR i Art. ! S I EM RK : An·l.7 I AMRK; die AfrMR C (·ntll.lh tlne so lc he Notstand:.kbu!:ocl 
nidH. Ncb (" 11 dC'1ll Er ordetnlS deS" NOl$llndcs ist VOr.lussetz.ung einerseits. daß dlc ßeschrilnkull g nicht 
im Widcrsprl,lch zu sonstigen volkerrech lhche ll Verpfl lclnu llgcll dts St3U CS stcht (An. 4 L IPBP}{) ' 5 I 
EMRK, 27 I AMRK). \Va." Cn,V;l Im Hmbllck :lUf dIe Foherkonveuuon. d Ie kclOC: Not~l;,mdskbu~d t'1H­

luh, zwcifl, lh:lft sein k.mn, andercrsen.s muß nach An. 4 IIPBPR der Notstand :lm tlu.:li vcrkundct se in, 
was, selbst wen n nn. 11 dit InsubJlit3{ d(:r postd,ktawns(hcn Demok ratien l.ur BClahunge-lnes: NOl.sundc.l> 
aUJrcichell bl~(, nicht de r fall ."t·in Wird , nICht zu verwc..:hsc ln in d;u; Erfordcrm~ der :mlll ichell Vcrkun­
dun& mit d CI" in An ... IIJ IPBPR. I ~ Hf EMRK und 1..7 111 AMRK geregdrt"1l Mittt·dungs pO lc.lH dC$ 
Staatcs t;t' 'cnuber den anderen Venr;"l.!;.~partelen hmslchthch der Aufk.rkufLScu ung besl.lmmttr 
Rcchtc. 

55 An · ! 5 I1 EM RK ncnOl z.uull,lu:h d:1s Verbot von Sklaverei und d:ls Ruckwrrkungsvcrbol ; Art. .1 11 
rrBPR zu s-:][zllch dOls Recht ;l uf Ancrk<.'nnung der Rcc htsfJh,gkeH und die Ge wissem:· und Rch~lons­
rr(' ih l."lt; der am wellCSU'11 gefaßte Au.m,lhnu·kat-:l log III An.27 Ir A 1RK fnth ... lt d~ruber hinaus 
beS tlll1nHC Rechte der Familie und des Ki nnes .5QWIC dlS Recht .lU r Zugang, zu orfcnthchcn Armern . 

56 So Rolll-Amal.a (Fn. 9), 5 . ... 87; PaJqtttllueo (Fn, 9). S. 334. 
57 lmcramcnkamschn CeYlchtsbo/ /u r MenschenrechlI!' , Ad visory Opmlon (J udlc.ia l GuararHC('$ in $n.tc5 of 

Eml.'q;el~ c ), 0 -9/87, Ser,I\, No. 9,2I((. :W ( 1987). 
SS Ebenso O rcnrlldJtr. Set tl lng Accou nt.s (Fn. 9). S. 2:608. 
59 E.ntschcldi.' nd fu r dte Beurteilung der Fl41.ge ISt dil' SrW;}frOn nach dem UbergJ llg zur Dcmok r.1tIt, nicht 

di\gegen dIe Vcrhrdmmr- w;lhrcnd der l\"llnardiktaturcn. 
60 Dcr ;lllenhngs nicht unemg4O'5i: hr:mkt l;t"wah n is(, \" gl. Europaucha Ccrtcbuho[ [ur Ml'1udJi'nrech f(! , 

Irl3nd gegen Großbm!'l nnJ(~ll , EuGRZ !97~. 149. IS S· 
6. Nowak (Fn. 16). Art. 'I RN 14· 

62 Zum gleichen Ergcbnt.:; gelang! 1l\ :l1\ :luch bei Zut; nl lld d(:~\In g des Ernwlrrf.s dt'r ILC uber die Ver:!. I" " 
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IV Von der Pflicht des Staates zum Recht des Individuums 

Völkerrechdiche Pflichten bestehen grund~äl"lich nur gegenüber anderen Staaten 

b7.w. Völkerrechtssubjekten. Eine Verletzung etwa einer vertragsrechrlichen Pflicht 

berechügt die Vertragspartner, gegen den vertragsbrüchigen Teil tätig zu werden. 
Grundsät"lich ist das Individuum kein Träger völkerrechtlicher Pflichten und 

Rechte. Unbestreitbar ist allerdings, daß VOn der hier begründeten Pflicht des Staates 
zur Untersuchung VOn Menschenrechtsverletzungen auch das Opfer profitiert. Die 

Begünstigung als bloßer Rechtsreflex auf eine korrespondierende Pflicht des Staates 

ist von einer völkerrechtlichen Berechtigung des Einzelnen als sub jektive r Rechtspo­
sition abzugrenzen.") Nur bei \et"terer wird dem Indi viduum ein Recht eingeräumt, 

vom Staat in einem völkerrechtlichen Verfahren ein bestimmtes Verhalten zu fordern. 

Jedenfalls soweit Rechte der EMRK und der AMRK betroffen sind, über deren 

Verletzung jeweils Gerichtshöfe verbindlich entscheiden, die den Staat zu bestimm­

ten Handlungen verurteilen können, korrespo ndiert der Untersuchungspllicht somit 
auch ein echtes subjektives Recht des Individuums. 6, Einen Anhaltspunkt für eine 

Subjekrivicrung der Untersuchungspflicbt bietet darüber hinaus die Verortung der 
Pflicht in den Menschenrechten selbsr.(,j Die Untersuchungspflicht teilt die Rechts­

qualität des materiellen Menscllenrech ts, dessC'n Verletzung zu untersuchen sie den 
Staat verpfl ichter. 66 

Vor dem Hintergrund, daß es sich bei diesem Untersuchungsrecht, wie dargelegt, um 

eine An »Annex-Menschenrech t« hand elt, das dem zuvor verletzten materiellen 

Menschenrecht anhängt, kommt als Träger des Rechts derjenige in Frage, der auch 
Träger des verletzten materiellen Rechts ist - das Opfer der Verletzungshandlung. 67 

In den fällen, in denen die Verlerzungshandlung in der Tötung oder im "Versehwin-

wordlchkeit vo n Staaten (UN·Doc. A/CN.4/J I SI Add.S- 7 ( 1980», won3ch .$lcI: ein Staat :r_ur Rechtfer­
[Igung S{'ll1cr \"olhrn:chtswldrtbcn H and lunJ; dan n niche .lui das Bestehen eines Notst;mds berufen k;lnn. 
wenn d :1S Verhalten J,·s S U.llS (.lut:h S('I11(:r Strcukraftc) selbst Ursache (ur da~ Entstchen deI" Notstand -
~ttll :mon W.1r (An. H Il) . 

6) Vl'rdrosslSlmmfl (Fn. 50), § 414. 
64 D:lseg~n ~chcn IPBPR und Arri'.·1RK lediglich cin Mitlellun~i\'crbhn:'n durch emen Aussc.huß. dessen 

Enischcld ll llgen nL ch t verbind lich Sind . vor. 
65 Siehe oben 1.; dagegen Ist d3S ausdruckliehe Ernu ulungsgebm in Art . 1::' d er Fo hcrkonvclltlon nur als 

o bJck tlve,: ErmLtllu nssgebor all sgts tJh~·t (" Ocr Vtrtr'lgSStaat tragt dafur Sorgl', . _ ... ). 
D Ie" Rech tsprechung dcs Bu"dt·SVlfrflunmgsgt,,.uh zs zu d"r Fr:\gl! , ob d crobJ. Schut7.:pfhcln des Su,ues ein 
subjektives Recht kUlTcspondu~ rt, i"i t unkbr ~ in BVerfCr-: 4 160 .165 (- Schlcyer - ) Wi rd etwa von emer 
JOgetenliber dem eJn :t.elnen .. beslchendc: n rnlcht g,,:sprochcll. 

61'i Oie hier Vt;rtretene. Auf(;I$sung. dem Emzdncn Slchc cln sub,ektivcs Rechl auf Untersuchung \'on Men­
schcnrt"Chl.!i\'crlctzun~l·n z u, fuhr! In l C' l ~ter Konsequenz daz.u, dlß de r St:l..lt verpflichtet werden kann, 
)l'dt- t"lnu lllc Mcnsc.·h(·IHc:cht. ~ ... crlt:t ~ut1 ~ 'Zu un[ cr~ u l,; hcn (.~O :luch der fn rcr .. menk~111Iscbc G,·rtt::hts/)Qffur 
;"feuscbl·l/reclue. Vcbsqucz Rodngue~ l;c!;l'n Hondu ... .as (Fn.JI), Zifr. 166: .. any viobl lon ... ). D.lfur 
spricht :\Uch di e Formulierung von Art. I Z der Antl-Fo ller KOllventio n, wo nach ellle Ermittlung CIIlZ U­

lCHen 151, wenn Grund (u r dll' Ann :'l hmc bes teht. d ilR eUle F"olt(·rh:l.Odlung beg:lngC'n wurde. 
Alll'rd tngs bC7.0gen .luf I,:ln" ... Pfllcht zu r ße~t r:if u nfi.. der T a{C'r hßt Orent/'r!Jer, euling Accounts 
O:n. 9), S· l.j 9S, dll' exemplansche Bc~u3.(ung deI' Toner von bcsunu ers schweren Mt nschenrcchtsyerlet -
7_unSCIl J USretd H:II . Ihre HIIlWCI SC auf GeSich tspu nkte der PraktlbbditJ.t (drohende Ubcrbstung der 
JUSIIZ.) und die aum:ldl('llde ßeiried lgun!: dC5 Rcdlts5C"hutT..inlCre5St::5 der Allgem l.'l llhcI[ schlagen, sowei l 
dic Pflidu z ur Unt~rsu,hung bctro((tn lSt, nicht durch. 

67 Z u trennen !SI die Fr:lge, wer Trage r des Rechts :ll1f Unll' rs uch ung Ist, d;\Von, WlT eine V~rlctzung dcS' 
Rechts VO r den mit dtr Ubc rw:lchung dcr Mcnsehl'nrccht skon v~n[iol1~n b~:tu ftr.lgtt: n imernallo nalen 
Organen geltend nudlen kann. So k.,nn Sich J.II die Eu rop:mr.:he Menschcnrccht.skummls.slon gc m:lß 
Are 25 EMRK Icd .. · oaturhchc Pcrson. IlU,;hLSI:ladidlc Organi~;l lioll odcr Pcr!ioncnvc rcmigulI~ wenden, 
wenn SI .. · SI.:II durch <1,,,, Vcrkt zung elM eIi Meuscll('nrcc!ns beschwert fuhh Besdlwerden b~lm Mcnschcn­
n:dltsausschufS der Vcrcl1l tcn Nalloncn kon nclI neben VCft rilgsstnatt'n nUr vo n ElIlzL'lpcrsollt:Il, die 
bt.'hauptcn,1O einem ihn:r Mcns~hcnredHe verletzt zu :it"in , emgcrcldn werd':l1 (Art . 41 IPB PR ontl Art . 2 
des P.lku1t:'ltlVprolOkolls). Am Wl'lteStcn Ist der KreiS der mo ghchen Antragsteller nach An. 44 AMRK: 
Danach kann jede Person, Jcde Gruppt: und jede nlchtsta::tthche rr lul](:lu.: Einheit unabhanßl!; von einer 
eigenen D('sd'l w~r hei de r MC'nschcnrcchtskonlmi~slon Einsahen m:lchcll . 

J01 
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J02 den lassen« des Rechtsträgers bes teht, muß das Recht auf die Angehörigen überge­
hen·' Ob - wie die interamerikanische Menschenrechtskommission meint69 - auch 
der Gesellschaft als so lcher ein eigenes Recht auf Untersuchung zusteht, erscheint 
dagegen äußerSt zweifelhaft. Zwar entspräche eine solche Auffassung der generalprä­
ventiven Ausrichtung des Untersuchungsrechts. Auch sind dem Völkerrecht kollek­
tive Rechte durchaus nicht unbekannt lO Allerdings handelt es sich bei der 
»Gesellschaft« , anders als etwa bei einem » Volk., nicht um eine rechtlich faßbare 
Entität. 

V Inhalt und Umfang des Rechts auf Untersuchung von 
Menschenrechtsverletz rmgen 

Konnte bis hierhin gezeigt werden, daß , sobald hinreichend e AnhaltSpunkte für die 
Verletzung eines Menschenrechts bestehen, die Menschenrechtskonventlonen dem 
Einzelnen gegenüber dem Staat ein Rech t darauf zugestehen, daß eine Untersuchung 
eingelei tet wird, so ist nun zu fragen, wie diese Untersuchung konkret ausgestaltet 

sein muß. 
Allgemein läßt sich zunächst nur formul leren, daß der Staat, dem die Verletzung 
eines materiellen Menschenrechts vorgeworfen wird7 ', verpflichtet ist, eine U ntersu­
chung hinsichtlich der Umstände der Tat, der Täter und gegebenenfalls des Schick­
sals des Opfers einzuleiten. Die Unters uchung muß »effektiv«l' se in. bzw. sorghltig 
und ernsthaft und nicht als bloße Formalität7l durchgeführt werden. 
Dem Untersuchungsrech t wird in der Regel nicht damit Genüge gctan sein, daß bei 
dem Staatsorgan, dem d ie Mcnschenrechtsverletzungen vorgeworfen werden, (regel­
mäßig erfolglos) Erkundigungen eingeholt werden?" Andererseits kann das Opfer 

68 Beispielhaft sei hier dll:: Regelung in § 15 StUG genannt , d<l nach haben EhcgatlL'n, Kmder, Enkel , Ehern 
und Gesch Wis ter ve rmj{~t ('r oder ve rswrbellcf Personen grundsalzlieh die gleKhen Rechte wie d as O pfer 
selbst ; J. llcrdings ist dIe Ausubung der Rechre 7.wcckgcbundcn an die RC'habslitlcrung des Opfers, d en 
Schutz semes Pcrsonli chkeitsrechts oder di e AurK.I;'rung seines Schicksa ls. 

69 Vgl. In uramenkanlJcbe MemchcnrechtskomnllSSloft (OEA/ Ser. l./V/1J. 68 , Do,. 8, K.cv. I, S. 9) ( 1986» : 
.. Tbt socicty has (he inalie nable right to know (he tn.uh about pas t c=vcnts, us weil as the mot Ives and 
circumst:mcl's in whlch abcl'r:t nl c rinH's canl~' to be cO!llOliued. in order w pr('vent rcpitition of such aets 
ln the fu ture ... ; vgl. auch PlUqJffi lllCCI (f'fI.9), S. }3O, der zur Begrundu ng :wf die gtfler,llpra\'(' ntivr \Xhr­
kung verweist, Problematisch ist all e rd ings dann, inwiewc=it die Veroflentlieh ung dc:r Namen der 
Verantwortlichen mll d C:'m PrinZIp ttints (niren Verfahrens zu verembaren 1St, wenn die Untersuchung 
nicht Im Rahm en t'lnCS' St rafve rfahrens slaldindet. 

70 VgJ. etwa Art. I I IPBPR (Selbstbestimm ungsrecht der Volker) oder di<, In Ar! . 20 H. ACrMRC gena nnten 
Re-r.:hte (u. a. Recht der Volker' ;\U r Emwicklu ng, Frieden, zufri<'dcl1stellende Umwelt). 

71 Ein Menschenrecht .l uf Untersuchung besieht auch dann, welln dem Staat die Vcrle~ zWlg des materiellen 
Rechts ni ch t oder nicht eindeutig z-urcchenbar IS[, etwa im Zusammenhang 11m Menschenrecht ve rlcl­
].ungltn durch Wldcrsunds- oder G ueriUagruppl' n. die d Ie Diktatur bekamph haben; de r Staat Ist n:J.cb 
den Menschenrechuvertragen .luch verpflichtet , die ho rizontal e Wirkung der Mens...:henrech te zu ge­
wahr/eisten und bel Verlct'z ung der Rl.'dlle Re-c ht ssc::hut1. '1, U gewa hren. D Ie Haftung erfolgt dJnn :'1150 fur 
das slruklurcJle Defizit, es unt erlassen z u hab e.n, die Rechte aus reichend zu schutzen. 

72 \'(Jenn man das Untersuchun~.~rec.h t aus dem Gedanken des .. effektiven Rcch tsschuI l.es. ableitet. 
7) Wenn man das Un[crsuchung~rt'cht au s de r Ve rpflichtu ng, die Mc.'m-c hcnrc:c.ht c (pOSitiV) z u geW3h rlel­

Sten, ableitet ; vgl. InuramE'nkamscber Gtnchrsho[ [ur Mtmchen'Tech,~ , Velasqut'7. Rodriguel. gegen 

H o nu ur.ls (Fn. p), Ziff. 177. 
74 Allerdings sind du rchaus Fa llko nste ll ationen denkbar, in denen bereits allem die Auskun ft des Staalsor· 

~;tn~ . dem die Menschcor<:chtsvcrlc.t:t.llnge!l vOl'gC\\'orfcn werden. dem Umcrsucbungs rccht St' recht wird; 
dann stellt sich das Rechl auf U nte rsuchu ng al s Rec ht auf Auskunft und Inlormarlo/l d.u, 
lnformatio nsrechte des Bctrorfencn bei Eingnffen in Menschenrechte sind tc ll wei se ausdrück lich ;n den 
Menschcllredltsko nventio nen enthalten: 2.. B. An. 9 11 IPBPR, 6 n EMRK, 7 IV AMRK (Inrormation 
ube r FC!stn:thmcgrunde) Art. 14 11I:t IPBPR, 6 III a EM RK. 8 1I a AMRK (I nrormJ.tio n uber Anklage­
grund). 
Fine besondere Inform:tIlQns:pflH~hl des $Ia,ut'!'l Im ZUs.1n1111Cnhang nUl d" r in~bcsonclcre in Arg(,rltJnl ('n 
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nicht in jedem Fall befriedigende Ergebnisse verlangen. Der Staat darf sich bei seinen 

Bemühungen zulässigerweise auf die Ausschöpfung der ihm zur Verfügung stehen­
den Mittel beschränken." Die Untersuchungspflicht verpflichtet den Staat also zwar 
zu einem bestimmten, vom Völkerrecht vorgegebenen Verhalten, nicht aber zur Pro­
duktion eines bestimmten Ergebnisses, etwa dazu, alle Fakten auch wirklich aufzu­
decken.,6 

Fest steht also nur, daß der Staat eine effektive Untersuchung des Einzelfalls einzu­
leiten hat, nicht dagegen läßt sich allgemeingültig und losgelöst vom Einzelfall 
formulieren, wie oder in welcher Form er dieser Pflicht nachzukommen hat. Inso­
weit ist maßgeblich abzustellen auf das materielle Menschenrecht, für dessen Verlet­

zung im Einzelfall Anhaltspunkte bestehen, und auf die besonderen politisch­

historischen Gegebenheiten in dem betroffenen Staat. Darüber hinaus steht dem 
Staat ein gewisser Entscheidungsspielraum zu'" Nur in besonders gelagerten Fällen 
kann sich sein Ermessen auf die Wahl eines bestimmten Mittels verengen, wenn auf 

andere Weise die Wirksamkeit der Untersuchung nicht gewährleistet werden 
kann. 
Die fundierte Auseinandersetzung mit allen bei der Beurteilung des Einzelfalls denk­
baren Problemen,8 ist im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich. Im folgenden sollen 

deshalb exemplarisch einige Überlegungen zur - allerdings wesentlichen - Frage 
dargestellt werden, welches Organ sinnvollerweise mit der Durchführung der Un­
tersuchung zu betrauen ist.'9 In Betracht kommen dabei neben den staatlichen 

Organen der Exekutive, Legislative und Judikative auch internationale Instanzen 
sowie aus repräsentativen gesellschaftlichen oder »unverdächtigen« Personen ad hoc 

gebildete Kommissionen: 
Vor dem Hintergrund, daß erfahrungsgemäß die Ernsthaftigkeit und Effektivität der 

zu Repres sionsz wecken anl;('wandlcn Praxis, nach der Vcrschleppung ihrer Mutter in Internierungslager 
geborene KInder dlrekt nach der Geburt an Angehorige der Slch('rheitskrafl,e zur Adoption zu ubergc­
ben, lißt sich dem Uberclnkommen ilber rue Rechte des Kindes vom 20. 11. 1989 entnehmen. Nach Art. 9 
des Oben: inkommcn~ verpflichten sich die Vcnragspaneien, in den Fallen, ),in denen das Kind von scinen 
Eltern aufgrund einer vom Vertragsslaat emgeleiteren Maßnahme getrennt wurde, den Ehern oder dem 
Kind oder einem anderelJ Famlbenangthorigen die wesentlichen Auskunfte tiber den Verbleib des abwe­
sendtn Eln1lltenangehongen zu ('rtellen ... 

75 lnceramenkamscher Genclushof/lir Ml'wchwrecbu, Velasquez Rodrigu c1. gegen Honduras (Fn. }1), 
ZtfL 177, 181. 

76 Vgl. zur Unterscheidung von l>obligauon of mC'an~ oc und :oo obligation of resuh .. An. 20 f. des Entwurfs der 
ILC uber die Haftung des Staates (Fn. 62). 

77 Vg!. :tuch EuropalScher G~Yl ,I:JLShof f:ir Menschenrechte, x. und y. gegen Niederlartde (Fn. 23), § 24. 

78 [nter'css.ant Wart' etwa noch dil' Bcschaftigu ng mit der Frage, wie intensi .... der Staat die Untersuchung 
betreiben muß oder wie lange er (eriolgl os) ei nem V('rd.l~ht n:lch'l.ugchcn h,lt; n.lch Art. l_\ dl'r Erklarung 
uber den Schul:/. cdler Patonen ~ .... or gr'Wnltwmem • VeT5chu;mdc,,- dc.:r G t llcralvcrsammlungder Vcrcinten 
Nationen (Fn. (6). muß die Untcr:;:uchung ~ o lange durch l;efühn werdl~n wie dlS Schicks;l] des Opfers 
ungeklart ist. 

79 In engem Zusammenhang damit s teht die frage. welche (Z .. nngs-) Befugnisse dem Organ zur Verfügung 
srehc:n oder gestdlt werden mussen. Nach Art. 1} der Erkiimmg iiber den Schut:L aller Per50nen vor 
g~<.I.· j 'dt.s{lml'm • VerschuJ/luÜn- der Generalversammlung der Vcreintt'lI N ;ltionclI (Fn. 16), S('Ll. t d\(: 
Durchführung einer wlrks.:l.lnen Untersuchung voraus, daß das Organ uber die entsprechenden Befug­
nisse (etwa z.ur Zeugenvorfuhrung, zur Durchsuchung und z.ur l:h·schlagnahmc) verfügt; vgl. auch 
EuropalScher GerIchtshof fur Menschenrechu. Kbsse et 01.1.. SeI'. A no. 28 (1978 ) § 67. Zu denken Wlre 
fc.rner an dl tö Moglichkeit des Untersuchungso rgans. koopcrat.ionsbcreiren Tatern Immunit:it oder son· 
stige Vonedc cno,,·.l Lm Rahmen einer gCl;cbenenLllls droh"IHlen Bestrafung ? lL verschaffen, 
Fu t' die Opfer gkichcrmaBen wie fur di e Tater iSI die fr:lge weselHlLch, ob die Untcrsuchung offentlich 
oder mchtoHentl ich durchgduhrt wird; erSteres verlangt etwa ""an Boven (Fn. 12), S. '9; dann st.ellt .~ jch 

aber da.<; weH,ere Problem, ob nicht nur Tatht:rgang und Schicksal des Opfers, sondern :tuch die Namen 
der Vera ntwortlichen zu vl'roffendich('n smd; t ine solch e Vcroffcntlichung kann n<lmlich bereits eine 
srrafahnliche, inknminicrcnde Wirkung h:lbcll, ,lllerdll'lgs oh ne daß den Tinern ein .. faires Verfahren .. 
gewahr t worden "';lre; ,nil die !ic r Aq;unh"IHatiö n haben s ich Ln Sudafrib einige T::ner erfolgr6ch gege n 
die entsprechende Pr;lXIS der ", WJ.hrheit skommi s510n .. zur Wehr göeli'.t und beim Obersten Gerichr 
durch gesetzt, daß ~ic Jie beh:Henden Zeugenauss:lgc n vor der offcntlichcn Anhorung einsehen und dIe 
Zeugen ms Kreuzverhor nehmen durfen. vgl. Fra nkfurter R/.mdschaJ4 vom 6. Mai 1996. 

3°3 
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Untersuchung abnimmt, je enger die Beziehungen und damit auch die gegenseitige 
Loyalität zwischen dem Organ, das die Menschenrechtsverletzung untersuchen soll, 
und dem Organ, dem die Menschenrechtsverletzung vorgeworfen wird, sind, daß 
also die Effektivität der Untersuchung im Extremfall der Identität beider Organe 
gegen Null tendiert, erscheint eine Übertragung der Untersuchung auf eine interna­
tionale und damit möglichst weit entfernte, »unpartei.ische« Instanz sinnvoll. Eine 
solche Instanz könnte ein ständiger internationaler Strafgerichtshof sein'o Proble­
matisch wäre dann allerdings neben dem schon mehrfach angesprochenen Aspekt, 
wonach das Recht auf Untersuchung der Tat unabhängig von der Bestrafung der 
Täter ist, daß ein internationales Untersuchungsorgan nicht geeignet scheint, jedem 
einzelnen Anhaltspunkt nachzugehen und danlit dem Recht jedes Opfers auf Durch­

führung einer individuellen Untersuchung zu entsprechen. 
Anderseits kann die Effektivität der Untersuchung aber auch unter zu großer Di­
stanz von untersuchender Instanz und dem den Gegenstand der Untersuchung 

bildenden Organ leiden. Mangelhafte Kenntnis der Besonderheiten und spezifischen 
Probleme des betreffenden Landes, Kommunikations- und Rechercheprobleme oder 

mangelnde Kooperationsbereitschaft der nationalen Behörden sind nur einige der 
denkbaren Hindernisse einer internationalen Untersuchung. Unter diesem Gesichts­
punkt könnten nationale - staatliche oder nichtstaatliche - Instanzen durchaus 
geeignet sein, die Untersuchung durchzuführen. 
Regelmäßig wird dabei allerdings die Durchführung einer Untersuchung durch die 

Exekutive nicht ausreichen, insbesondere wenn - wie meist - die Verletzungshand­
lung ebenfalls durch Exekutivorgane der Polizei oder des Militärs begangen wurde. 
Gerade in den Staaten, in denen eine Erneuerung des Staatsapparats nicht oder nicht 
in einem zufriedenstelIenden Ausmaß stattgefunden hat, ist dann eine unvoreinge­
nommene Behandlung der Vorwürfe nicht zu erwarten. 

Parlamentarische Untersuchungen sind in Form von Untersuchungsausschüssen 
oder Enquetes ebenfalls denkbar. Mit gerichtsähnlichen Kompetenzen ausgestat­
tete" parlamentarische Untersuchungsausschüsse können - gerade wenn man be­
rücksichtigt, daß das Parlament im Verhältnis zu Verwaltung und Rechtsprechung 
regelmäßig der Ort der grundlegendsten personellen Erneuerung nach dem Über­
gang zur Demokratie ist - durcha us auch geeignet sein, Menschenrechtsverletzungen 

vergangener Regime zu untersuchen. Allerdings sind parlamentarische ebenso wie 
internationale Untersuchungen gewöbnlich weder organisatorisch in der Lage noch 
darauf gerichtet, die konkreten Taten und das individuelle Schicksal jedes Opfers zu 
erforschen, wie es das Untersuchungsrecht verlangt. 
Bleibt mit der dritten Gewalt das klassische Instrument zur Ermittlung und Erfor­
schung konkreter Sachverhalte." Gerade auch im Hinblick auf die ihnen gewöhn-

80 Vgl. daz.u BasslO:mdBlakesley, Thc Need for an IntemationaJ Court In thc:: Ncw International World 
Order, Vandcrb. J. of Transnat'll. 1991, [51 H.; Gr.uJrath, D ill!: Verhandlungen der UN-Volkt:rn::chts­
kommission zur Schaffung eines Internationalen Strafgerichtshofs. ZSt\Y/ J04 (1991), S. 190 ff. 
Ein Beispiel fur die Untersuchung von Menschenrechts verletzungen durch eine internationale Instanz ist 
auch die im Zusammenhang mit dem Jugoslawien-Tribunal VOIl'l Sicherheilsr;l[ der Vereinten Natiunen 
eingesetzte CommissJOn of ExpertS, die aUes relevante Material sammeln sollte, das die Verletzung inter­
narionaJer Menschenrechte dokumentierte. vgJ. BlIHlOum, lnvestigating VioJations of International 
Humanitarian Law in the Former Yugoslavia, Cnm. L. Forum, Vol 5 (1994); allerdings sollte die Kom­
mission im wesentlichen dem Tribunal zuarbeiten und Anklagematerial liefern; daruber hinaus war ihr 
Mandat auf schwere Menschenrechtsverletzungen beschrankt. 

81 Nach An.44 GG kann der Bundestag einen Untersuchun gsausschuß einrichten, der mH proz.essualen 
Zwangsrechren ausgesl3ltet ist; das Verfahren richtct sich im wescntlichen nach der StPO; ke,ine Zwangs­
rechte nach der Strafproz:eßordnung stehen aJlerdings dcn sog. EnquCtc-Kommissionen zu, die gem. § S 6 
GeschaBT Entscheidungen iJber .. umbllgrl'iche und bedeutsame $.lchkomplexe« vorbereitl'n. 

82 Na..::h der Interamenkanischen Mensc!JrnrechlSkomml5510n, Report 2.9/92, OEAJSEr.LIVH,SJ, Doc. 14, 
Corr. I, Ziff. 40 (I ~9J) isc die Durchfuhrung eines Strafverfahrens regelmäßig d:l.s angemessene Minel der 
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lieh zur Verfügung stehenden Zwangsmittel sind Gerichte zur wirksamen Untersu­

chung VOn Menschenrechtsverletzungen grundsätzLich besonders gut geeignet. 

Allerdings findet häufig eine personelle Erneuerung der Gerichte nicht statt, obwohl 

auch die Richter meist nicht unbelastet aus der Vergangenheit hervorgehen. 

Am sichersten werden Loyalitätskonflikte vermieden bei der Übertragung der Un­

tersuchung auf eine nichtstaatliche, nationale Instanz, die etwa aus die geseUschaft­

lichen Gruppen repräsentierenden, »unverdächtigen« und moralisch integren Per­

sönlichkeiten gebildet wird.sJ Hier stellt sich - anders als bei den Gerichten - das 

Problem, daß die entsprechenden Kommissionen häufig nicht in der Lage sein wer­

den, über Jahre, vielleicht Jahrzehnte jede einzelne Menschenrechtsverletzung unter 
der Diktatur zu untersuchen. 

Einen in diesem Zusammenhang bemerkenswerten Weg hat Südafrika seit dem Ende 

der Apartheid eingeschlagen: Vor kurzem hat dort die "Kommission für Wahrheit 

und Gerechtigkeit,,8, unter dem Vorsitz von Bischof Tutu ihre auf zwei Jahre befri­

stete Arbeit aufgenommen. Neben der Aufgabe, Ursachen , Art und Ausmaß der 

Menschenrechtsverletzungen in Südafrika von t960 bis 1993 zu untersuchen und in 

einem abschließenden Bericht zusammenzufassen , kann die Kommission. die das 

Recht zu Beschlagnahme und Durchsuchung besitzt, politischen Straftätern, die ein 

öffentliches Geständnis ablegen, für die gestandenen Straftaten Straffreiheit gewäh­

ren. Darüber hinaus soll sie den Opfern Gelegenheit Zur Zeugenaussage geben. 

Damit verknüpft das "südafrikanische Modell" in bisher einzigartiger Weise die Un­

tersuchung und Erforschung der Vergangenheit mit der Gewährung individueller 

Straffreiheit. Freilich wird auch hier nicht - wie es das Untersuchungsrecht verlangt 

- jedem Opfer eine individuelle Unt.ersuchung angeboten, sondern dem Täter der 

"deal. Geständnis gegen Straffreiheit offeriert, den er annehmen kann - aber nicht 
muß. '1 

Opferorientierter ist dagegen der Umgang mit der dokumentierten Vergangenheit 

der ehemaligen DDR im vereinten Deutschland: Das Stasi-Unterlagen-Gese tz. 

(StUG)86 legt die weitgehende Nutzung und Öffnung der Archive des ehemaligen 

Staatssicherheitsdienstes'! der DDR fest. Zweck des StUG ist es, dem Einzelnen 

Einsicht zu gewähren, damit er die . Einflußnahme des Staatssicherheitsdienstes auf 

Untersuchung. Allerdings ist auch die JUSU2. nicht Immer willens oder fahif, . eine Untersuchung auch 
scbonungslos durchzufuhren, vgl. l'twa Ibarra, Die argcnrinischc: Justiz wahrend dtr nhn Jahre Demo­
kratie, m: Esquivel/Bayer el al., Argentmien: zehn Jahre Demokratie, 1994 . S. ll,\ _ 

Ocr garantierte RechtsschuT'7. muß aber nicht zwingenJ elo gerichtlicher sein; vgl. Europi1JSchtr Gen'chu­
hof fur Memcbenrechte, KJass et al., Ser.A, Vol. 2.8, ZiIf. 67 (1978). 

8) Die Besetzung der sog. »Wahrhcitskommissionen " ist sehr unterschiedlich : Teilweise wurden sie aus 
Parlamentariern gebildel, teilweise - etwa in Argeminien - mit Persönlichkeiten, die als Verteidiger der 
Menschenrechte bekannt waren, besetzt; in EI S:tl\':tdor bestand sie dagegen aus internationalen Pl'rson­
lichkeitcn. 

84 Vgl. .lush.ihrlieh dazu SJmpson/Van Z}'l, Amnestie. keine Amnesie, afrika süd 4/J99S. S. 10. Die Mcglieh­
keLc zur Gew:ihruog von Straffn:ihclt fur politische Straftäter eröffn e"! di e Postambel der Übl·rgangsver­
fassung. 

85 Ein Problem dieses sudafrikanischen Modells wird wohl darin liegen, daß die Kommission daruber 
cmscht'idtn muß, ob ('in Verbrechen politi .~ ~:h war oder nicht (und damit .... on vornherein aus dem Kreis 
der :\01nestiel3ughchen Straftaten ausscheidet); zu den bi shcr eher bescheidenen Erfolgen der Kommis­
sion siehe den Bericht in der Frankfurt.e". Runds(hau vom 6. Mai J996. 

86 Gesetz vom 20. 12. 1991, BGBI I 1991, S. 2272 ff.j geanden durch Gesetz. vom 22.2. 1994 und vom 
26.7. '994; grundlegend zum StUG St.o{tenbug, Die hi stori ~che Entscheidung fur die Öffnung der Slasi­
Akten. DtZ 1992,65 ; Dtesul. Vier Jahre St asi·Untcrlag('n~Geselz. Neue Justiz 1995. 6}1; vgl. z.u den 
Ändt:rungen Sroltenberg , Zu den Änderungen des Srjsl-Unr.erlagen~Gesctzes. DtZ 1994, )86. 
Freilich ist auch das StUG nicht ohne Mängel, vgl. dl7.U etwa Brandenburger, Stasi-Unterlagen~Geselz. 
und Rechrss{.ur, KJ 1 99~, j ~ I , die allerdings auch dlc .. objektive Progres.sivilat der generellen Intemion 
der Aktenöffnung .. anerkennt. 

87 Die Akten~arr.llliung enthalt Informationen iJber 6 M_io. Deursche aus Ost und West, teilweise J.iber 
("in7.e1ne Personen bis zu 80000 lnformati()ncn; du Slaat~si(hcrhcitsdiens[ haue 90000 hauptamtliche 
und '5°000 in{ormelle Mitarbeiter. 

JOJ 
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306 sein Schicksal aufklären kann« (§ I II). Gern. § 3 stUG hat grundsätzlich jeder, über 
den Daten gesammelt worden sind, ein Einsichts-, Herausgabe- und Verwendungs­

recht hinsichtlich der betreffenden Unterlagen sowie einen Anspruch auf Mitteilung 
der (Klar-) Namen der Personen, die ihn bespitzelt haben. Wenn das Opfer selbst 
vermißt oder verstorben ist, gehen die entsprechenden Rechte auf die nächsten An­
gehörigen über (§ 15 stUG)." Die Verwendung der Informationen zum Nachteil 
der Opfer ist verboten (§ 5 stUG). Unter Berücksichtigung der schutzwürdigen 
Opferinteressen erhalten auch staatliche und private Stellen Zugang insbesondere 
zur politisch-historischen Aufarbeitung (§§ 20 H., }2 ff. stUG). Allerdings ist davon 
auszugehen, daß die im 5tUG manifestierte Entscheidung für freien Zugang zu den 
Akten und gegen ihren Verschluß8

, dem deutschen Gesetzgeber vor dem Hinter­
grund der einzigartigen historischen Situation, in der die erneute Machtübernahme 
durch die Herrschenden der ehemaligen DDR faktisch ausgeschlossen ist, besonders 
leicht fiel. 
Die beiden genannten Beispiele verdeutlichen einmal mehr eine Besonderheit des 
Untersuchungsrechts: daß nämlich die Art und Weise der Untersuchung immer auch 
wesentlich die spezielle Situation in dem konkIeten Land reflektiert. 

VI. Schluß 

Abschließend läßt sich damit festhalten, daß sich aus den Menschenrechtskonventio­
nen ein subjektives Recht des Opfers von Menschenrechtsverletzungen auf Durch­
führung einer ernsthaften und wirksamen Untersuchung herleiten läßt. Diesem Recht 
steht weder entgegen, daß der entsprechende Menschenrechtsvertrag erst in Kraft ge­
treten ist, nachdem das materielle Menschenrecht verletzt wurde, noch daß die Verlet­
zungshandlung von einer illegitimen Diktatur begangen wurde. Die Gefahr, daß 
durch die Durchführung von Untersuchungen der demokratische Rechtsstaat be­
droht wird, bedarf der eingehenden Darlegung und kann nur ganz ausnahmsweise in 
besonders extremen Fällen zu einer Beschränkung des Untersuchungsrechts führen. 
Keine Rolle spielt es in diesem Zusammenhang, ob die Verantwortlichen für die Men­
schenrechtsverletzungen nach innerstaatlichem Recht noch bestraft werden können 
oder amnestiert sind. Inhaltlich verlangt das Recht, daß der Staat, sobald und solange 
begründete Verdachtsmomente für die Verletzung von Menschenrechten bestehen, 
diesen ernsthaft und in einer die Wirksamkeit der Untersuchung gewährleistenden 
Art und Weise nachgeht. Die konkrete Ausgestaltung des Untersuchungsverfahrens 
und insbesondere auch die Auswahl des Untersuchungsorgans sind im wesentlichen 
abhängig von dem verletzten materiellen Menschenrecht und den Besonderheiten der 
historisch-politischen Situation in dem betreffenden Land. Allgemeingültige Anfor­
derungen lassen sich insoweit nicht formulieren. 

Schließlich sei angemerkt, daß die Aufarbeitung der Vergangenheit als notwendige 
Voraussetzung der Etablierung eines demokratischen und rechtsstaatlichen Staats­
wesens zwar sicher nicht allein durch die Untersuchung und Aufklärung der 
Verbrechen zu leisten ist. Die Kenntnis der Fakten, der "Wahrheit« über die eigene 
Vergangenheit, ist aher ein wichtiger, ein notwendiger Beitrag dazu. Vergebung 
durch die Opfer setzt voraus, daß sie wissen, was sie vergeben. 

88 Siche auch oben Fn. 68. 
89 Stoltenberg (Fn. 86), Dll 1992, S. 65, 66. Die EntScht" ldung i ~ t iilsbesondere vOr dem Hintergrund 7.U 

sehen, daß bis heute die im Berlin Documem Center gcbgrncn Umc-rbgen ubcr das NS-Rcgimc nicht 
frei zugänglich sind. 
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